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Partnerschaften für Gesundheit  
in der Europäischen Region der WHO 

In den Vorschlägen der Regionaldirektorin für eine Anpassung des WHO-
Regionalbüros für Europa an die heutigen Herausforderungen in der Europäischen 
Region und weltweit wird unterstrichen, dass bei der Verwirklichung von mehr 
Gesundheit für die Bevölkerung in der Region Partnerschaften eine zentrale Rolle 
zukommt. Vor diesem Hintergrund gilt es, bei Vorschlägen für künftige Lösungen 
über die Erfahrungen der Vergangenheit zu reflektieren und die entscheidenden 
Sachfragen anzugehen. 
 
Das vorliegende Dokument befasst sich deshalb mit den bisherigen Kooperationen 
und strategischen Konzepten des Regionalbüros und nennt die maßgeblichen 
gesundheitspolitischen Trends in der Welt und in Europa, die für die Entwicklung 
von Partnerschaften von Bedeutung sind. Diese Trends beinhalten für die Arbeit des 
Regionalbüros sowohl Chancen als auch Herausforderungen und müssen daher bei 
der Prüfung und Formulierung neuer strategischer Stoßrichtungen für 
Partnerschaften im Gesundheitsbereich gebührend berücksichtigt werden. 
 
Abschließend werden in dem Dokument die wichtigsten Handlungsbereiche genannt 
und Vorschläge für das weitere Vorgehen erläutert, u. a. eine Strategie für 
Partnerschaften, die dem WHO-Regionalkomitee für Europa auf seiner 61. Tagung 
vorgelegt werden soll und in die die Ergebnisse der Beratungen der 60. Tagung 
einfließen sollen. Ferner wird vorgeschlagen, schon kurzfristig die bereits 
umfangreiche Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission von einem 
projektbezogenen auf einen stärker strategisch ausgerichteten Ansatz umzustellen, 
wie er in dem von beiden Seiten ausgearbeiteten Papier „Eine gemeinsame Sicht für 
gemeinsames Handeln“ (s. Anhang 2) erläutert ist. 
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Zusammenfassung 

Die Europäische Region der WHO ist durch ein hohes Maß an politischer, ökonomischer, sozia-
ler und institutioneller Diversität geprägt. Auch auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit 
stellt sich die Situation sehr uneinheitlich dar. Da die gesundheitspolitische Agenda alle Aspekte 
des gesellschaftlichen Lebens betrifft und eine Beteiligung durch zahlreiche Politikbereiche und 
auf vielen Ebenen erfolgt, wird die Bedeutung der Zusammenarbeit im Rahmen von Partner-
schaften schon seit langem nachdrücklich unterstrichen. Jedoch ist im Laufe des vergangenen 
Jahrzehnts die gesundheitspolitische Landschaft in der Europäischen Region wie auch weltweit 
nicht nur in Bezug auf das Spektrum der Krankheitslast immer komplexer geworden, sondern 
auch aufgrund des umfassenderen Verständnisses des Begriffs „öffentliche Gesundheit“ sowie 
der wachsenden Zahl von Akteuren und Initiativen. Daraus ergibt sich eine einzigartige Gele-
genheit zum Aufbau starker Partnerschaften und Bündnisse für Gesundheit, bei denen die Be-
dürfnisse und Anforderungen jedes Partners erkannt und die Rollen und Aufgaben klar definiert 
werden, so dass sie mit dem jeweiligen Mandat der einzelnen Partner auf globaler, regionaler 
und nationaler Ebene vereinbar sind. 
 
Darüber hinaus stellen Partnerschaften auch ein wesentliches Element in den Vorschlägen der 
Regionaldirektorin dar, die auf eine europäische Gesundheitspolitik, eine Stärkung der Führung 
im Gesundheitsbereich in der Europäischen Region und die Entwicklung des Regionalbüros zu 
einem Kompetenzzentrum für öffentliche Gesundheit abzielen. Von maßgeblicher Bedeutung 
sind auch die auf globaler Ebene geführten Diskussionen über die Finanzierung der WHO, die 
globale Führung im Gesundheitsbereich und die Rolle der WHO im Rahmen von Partnerschaften. 
 
Die Zielsetzung des vorliegenden Papiers besteht darin, die bisherigen Partnerschaften des Re-
gionalbüros und das zugrunde liegende Konzept, die daraus gewonnenen Erkenntnisse sowie die 
Herausforderungen und Chancen der derzeitigen Partnerschaften im Gesundheitsbereich in der 
Europäischen Region gezielt zu analysieren und schließlich Diskussionsthemen zu benennen, 
bei denen Empfehlungen und inhaltliche Beiträge der Mitgliedstaaten und sämtlicher Partner in 
der Region benötigt werden. Dadurch wird das Regionalbüro bei Entscheidungen über seinen 
künftigen Kurs unterstützt und erhält die Strategie „Partnerschaften für Gesundheit in der Euro-
päischen Region der WHO“, die dem WHO-Regionalkomitee für Europa auf seiner 61. Tagung 
(RC61) vorgelegt werden soll und in die die Ergebnisse der Beratungen der 60. Tagung (RC60) 
einfließen sollen, wertvolle Impulse. 
 
Die bereits Jahrzehnte währende Partnerschaft mit der Europäischen Kommission hat sich als 
fruchtbar erwiesen. In den vergangenen zehn Jahren hat auf allen Ebenen eine Verstärkung der 
Kontakte und Beziehungen stattgefunden, und es stehen mehr Mittel für eine direkte Finanzie-
rung von Projekten durch die Europäische Kommission zur Verfügung, etwa durch das Pro-
gramm für öffentliche Gesundheit. Um diese Partnerschaft weiter zu stärken, wird eine Umstel-
lung von einem projektbezogenen Ansatz auf ein Konzept vorgeschlagen, in dem die wichtigs-
ten strategischen Bereiche samt den dazu benötigten konzeptionellen und fachlichen Maßnah-
men gemeinsam festgelegt werden. Diese gemeinsame strategische Vision der Zusammenarbeit 
zwischen der Europäischen Kommission und dem Regionalbüro wird im Anhang erläutert. 
 
In ihrer Gesamtheit bilden die vorstehend genannten Vorschläge den ersten großen Schritt bei 
der Gestaltung und Stärkung von Partnerschaften für mehr Gesundheit in Europa. Wie bereits 
erwähnt, soll die Strategie „Partnerschaften für Gesundheit“, die dem RC61 vorgelegt werden 
soll, im Lichte weiterer Entwicklungen ergänzt werden. 
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Partnerschaften für Gesundheit – ein historischer Überblick 

Politischer und strategischer Rahmen 

1. Aus der Satzung der WHO sowie aus zahlreichen Resolutionen der Weltgesundheitsver-
sammlung ergibt sich ein klares Mandat für die Zusammenarbeit und Abstimmung mit anderen 
Organisationen. Partnerschaften stellen auch eine strategische Stoßrichtung im aktuellen Elften 
Allgemeinen Arbeitsprogramm und im Mittelfristigen Strategieplan der WHO dar. 

2. Die Zusammenarbeit orientiert sich ferner an internationalen Abkommen und Grundsät-
zen in Bezug auf Partnerschaften, z. B. an den Millenniums-Entwicklungszielen, den Erklärun-
gen von Rom (2001) und Paris (2005) über die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe, dem Akti-
onsprogramm von Accra (2008) und der aktuellen Reform der Vereinten Nationen. All diese 
internationalen Abkommen und Prozesse beeinflussen die tägliche Arbeit der WHO und fließen 
auf globaler wie regionaler Ebene in ihre Arbeitsdokumente und Konzepte ein. Außerdem hat 
die WHO interne Strategien und Leitlinien für die Kooperation mit einzelnen Partnern, der Zi-
vilgesellschaft und der Privatwirtschaft sowie mit Forschungseinrichtungen entwickelt. 

3. Das WHO-Regionalbüro für Europa wird sich auch künftig um den Auf- bzw. Ausbau 
starker Partnerschaften für Gesundheit in der Europäischen Region einsetzen. Jahrzehntelang 
bildete das Rahmenkonzept „Gesundheit für alle“ mit seinen 38 Zielvorgaben, das 1998 zum 
Konzept „Gesundheit 21“ aktualisiert wurde, den Rahmen für die Zusammenarbeit in Partner-
schaften. Es enthielt eine praktische Zukunftsvision für Gesundheit und einen Ratgeber für ge-
sundheitliche Verbesserungen, der auf expliziten Wertvorstellungen basierte. In den vergange-
nen zehn Jahren orientierte sich die Arbeit des Regionalbüros auf dem Gebiet der Partnerschaf-
ten an den diesbezüglichen Vorgaben in ihrer Länderstrategie „Die Dienste den neuen Anforde-
rungen anpassen“ (2000), an der Strategie für die Gesundheitssysteme in der Europäischen Re-
gion (2005) und an dem vom WHO-Regionalkomitee für Europa 2006 gebilligten Arbeitspapier 
Die Zukunft des WHO-Regionalbüros für Europa. 

Zielsetzung von Partnerschaften für Gesundheit 

4. Partnerschaften spielen eine zentrale Rolle in den Vorschlägen der Regionaldirektorin1 
für die Gestaltung einer europäischen Gesundheitspolitik, die Stärkung der Führung im Gesund-
heitsbereich in der Europäischen Region und die Entwicklung des Regionalbüros zum Kompe-
tenzzentrum für öffentliche Gesundheit mit dem Ziel, mehr Gesundheit für die Europäische Re-
gion zu verwirklichen. Die langfristige Vision und das übergeordnete Ziel hinter den Partner-
schaften des Regionalbüros für Gesundheit bestehen deshalb darin, durch Verbesserung der 
Wirksamkeit nationaler wie internationaler Gesundheitsinterventionen und durch Einrichtung 
effektiver Kooperationsmechanismen das soziale Wohlbefinden und die Gesundheit der Men-
schen in den Mitgliedstaaten zu erhöhen. Darüber hinaus tragen solche Partnerschaften auch zur 
Schaffung von Synergieeffekten, zur Ergänzung der Kompetenz der verschiedenen Akteure, zu 
mehr Ressourceneffizienz, zur Vermeidung von Doppelarbeit und zum Abbau administrativer 
Hindernisse bei. 

                                                      
 
 1 „Ich sehe das Regionalbüro als eine Organisation mit in hohem Maße kompetenten und motivier-
ten Mitarbeitern, die in Abstimmung mit geeigneten Partnern auf die Erreichung eines Höchstmaßes an 
Gesundheit für alle Völker in unserer Region hinarbeiten ...“ (Auszug aus der Erklärung zur Zukunftsvi-
sion der WHO-Regionaldirektorin für Europa (1)). 
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Rolle der WHO in Partnerschaften für Gesundheit 

5. Als die Sonderorganisation der Vereinten Nationen mit Zuständigkeit für den Gesund-
heitsbereich ist die WHO die richtungweisende und federführende Instanz in der internationalen 
Gesundheitspolitik.2 Ihre wichtigsten Aufgaben sind: Übernahme einer Führungsrolle in Part-
nerschaften im Gesundheitsbereich; Kursbestimmung in der Gesundheitsforschung und Förde-
rung der Gewinnung, Übertragung und Verbreitung von wertvollem Fachwissen; Festlegung 
von Normen und Standards im Gesundheitsbereich und Überwachung ihrer Umsetzung; Formu-
lierung und Ausgestaltung evidenzbasierter Gesundheitskonzepte und -programme; Bereitstel-
lung fachlicher Unterstützung für die Länder, auch beim Kapazitätsaufbau; Überwachung und 
Bewertung gesundheitlicher Trends.3 

6. Die Legitimität der WHO gründet außerdem auf ihren engen Beziehungen zu den Mit-
gliedstaaten und auf ihrer anerkannten Neutralität und Unparteilichkeit. Die Organisation hat 
einen ausdrücklichen weltweiten Auftrag zum Schutz der Gesundheit und eine starke Fähigkeit, 
die maßgeblichen Akteure an einen Tisch zu bringen.4 Dieser weltweite Auftrag ist ein besonde-
rer Vorteil für die WHO bei der Bildung von Partnerschaften, da viele der gesundheitspoliti-
schen Akteure auf nationaler wie internationaler Ebene die Zusammenarbeit mit der WHO su-
chen, um von ihrem gesundheitspolitischen Gewicht und Profil profitieren zu können. 

7. Deshalb ist das Regionalbüro in Bezug auf diese Aufgaben innerhalb seines Zuständig-
keitsbereichs insofern einzigartig, als es drei Dimensionen gesundheitspolitischer Legitimität in 
sich vereint: offizielle/rechtliche Autorität als eine Organisation souveräner Staaten, die Normen 
und Standards festlegen kann; Legitimität aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz und der ge-
sundheitspolitischen Innovativität und Zukunftsfähigkeit der Arbeitsergebnisse; und moralische 
Autorität. Die Attraktivität der WHO als Partner liegt auch in ihrer Fähigkeit, als Brücke zwi-
schen Ländern, zwischen dem westlichen und dem östlichen Teil der Region und zwischen ver-
schiedenen Politikbereichen zu dienen. Das Regionalbüro verfügt über eine langjährige Erfah-
rung darin, für eine auf Werte gestützte Führung im Gesundheitsbereich einzutreten und sein 
breites Verständnis von öffentlicher Gesundheit zu propagieren.5 

Partner6 

8. Das Regionalbüro hat in der Vergangenheit mit einer Vielzahl von Partnern zusammen-
gearbeitet. Nach den geopolitischen Veränderungen in der Europäischen Region seit Ende der 
1980er Jahre hat sich das Regionalbüro verstärkt um Partnerschaften wie mit der Europäischen 
Gemeinschaft und dem Europarat sowie um Kooperationen auf dem Gebiet der humanitären 
Notfallhilfe bemüht. 

9. Seitdem hat das Regionalbüro Partnerschaften mit zentralen Gesundheitsorganisationen 
in der Europäischen Region institutionalisiert. Die Zusammenarbeit wurde auf institutioneller 
und nationaler Ebene durch grundlegende Vereinbarungen, Sachstandstagungen und Kooperati-
onen gestärkt. Das Partnerschaftskonzept zielt auch auf eine sukzessive Stärkung der Zusam-
menarbeit mit ausgewählten Partnern ab, die den Mitgliedstaaten stärkere und besser abgestimmte 
Resultate bieten soll. In den vergangenen zehn Jahren wurden in der Europäischen Region die 

                                                      
 
 2 Artikel 2 der Satzung der WHO (2). 
 3 In Übereinstimmung mit den sechs zentralen Aufgaben aus dem Elften Allgemeinen Arbeitspro-
gramm der WHO (3). 
 4 Seite 20 des Elften Allgemeinen Arbeitsprogramms der WHO (3). 
 5 Seite 4 des Dokuments Die Zukunft des WHO-Regionalbüros für Europa (4). 
 6 Die in Anhang 1 aufgeführte Tabelle mit den aktuellen Partnern des WHO-Regionalbüros für Eu-
ropa gibt einen Überblick über eine Vielzahl von Partnerorganisationen, mit denen das Regionalbüro zu-
sammenarbeitet. Im Textteil werden nur einige der wichtigsten Partner des Regionalbüros genannt. 
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Partnerschaften mit folgenden Organisationen intensiviert: Europäische Union (EU); Europarat; 
Weltbank; Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD); ferner 
mit den im Gesundheitsbereich tätigen Organisationen des Verbands der Vereinten Nationen, 
insbesondere dem Gemeinsamen Programm der Vereinten Nationen für HIV/Aids (UNAIDS) 
und dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF). In einer zweiten Phase wurden 
die Partnerschaften mit Entwicklungsorganisationen wie dem britischen Ministerium für Ent-
wicklungshilfe, der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) und ähnli-
chen Organisationen in den nordischen Ländern gestärkt. 

10. In den letzten Jahren hat die WHO auch die wesentliche Rolle von Partnerschaften in der 
Länderarbeit hervorgehoben. Hierbei setzt das Regionalbüro für Europa vor allem auf Partner-
schaften und ähnliche Ansätze im Kontext der Gesundheitspolitik und in Verbindung mit der 
Steuerungsfunktion des Gesundheitssystems auf nationaler Ebene. Beispiele hierfür sind der 
Aufbau von Beziehungen mit dem Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und 
Malaria und der GAVI-Allianz sowie mit anderen Partnern bei der fachlichen Hilfe im Rahmen 
des Globalen Fonds und der GAVI-Allianz, die Beobachtung und Mitgestaltung von konzeptio-
nellen Entwicklungen in der Wirksamkeit der Entwicklungshilfe und die Unterstützung solcher 
Bemühungen auf Ebene der Länder. 

11. Die Entwicklung von Partnerschaften mit nichtstaatlichen Organisationen und Akteuren 
aus der Privatwirtschaft wurde weniger aktiv verfolgt; Grund war das Fehlen eines klaren Kon-
zeptes auf globaler und regionaler Ebene. Dennoch haben die Fachreferate des Regionalbüros 
eine Vielzahl von regionalen und nationalen nichtstaatlichen Organisationen als Kooperations-
partner identifiziert und gewonnen. 

12. Die derzeitigen Partnerorganisationen des Regionalbüros werden aufgrund der bereits 
erfolgreichen und engen Arbeitsbeziehungen auch in Zukunft vorrangige Partner bleiben. Das 
letztendliche Ziel der Partnerschaftspolitik des Regionalbüros müssen die Erhaltung, Weiter-
entwicklung und Festigung dieser Partnerschaften und die gleichzeitige Zusammenarbeit mit 
neuen Partnern in einer veränderten gesundheitspolitischen Landschaft in der Europäischen Re-
gion sein. Diese Partnerschaften müssen überprüft und gefestigt werden; dabei sind die nachste-
hend erläuterten Problemstellungen zu berücksichtigen. 

Entwicklungen mit Bedeutung für Partnerschaften in der Europäischen 
Region 

13. Die internationale Gesundheitspolitik hat sich in den vergangenen zehn Jahren dramatisch 
verändert. Klimawandel und Globalisierung, die rapide Ausbreitung von übertragbaren Krank-
heiten und Pandemien sowie die Erkenntnis der engen Verknüpfung zwischen Gesundheit und 
Entwicklung, der Bedeutung der sozioökonomischen Determinanten von Gesundheit wie auch 
der Gesundheit als grundlegender Determinante für Wirtschaftswachstum haben allesamt dazu 
beigetragen, dass Gesundheit heute auf der politischen Tagesordnung einen höheren Stellenwert 
besitzt als je zuvor. Dies hat zu einer Vielzahl von Chancen, aber auch Herausforderungen ge-
führt. Weltweit haben sich die für die Entwicklung im Gesundheitsbereich bereitgestellten Res-
sourcen in den letzten Jahren mehr als verdoppelt und sind eine Vielzahl neuer Partner hinzuge-
kommen. Diese Entwicklungen verdeutlichen die Notwendigkeit einer verstärkten Abstimmung 
zwischen den Partnern. 

14. Im weltweiten Kontext steht die Europäische Region der WHO ihren eigenen regionsspe-
zifischen Herausforderungen gegenüber, die primär durch die hohe Heterogenität der Region in 
wirtschaftlicher, sozialer und gesundheitlicher Hinsicht sowie durch die wachsende Zahl von 
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Partnern bedingt sind, die in der Europäischen Region im Gesundheitsbereich oder einem in-
haltlich verwandten Bereich tätig sind. 

Heterogenität der Region 

15. Die 53 Mitgliedstaaten in der Europäischen Region der WHO befinden sich in stark un-
terschiedlichen Stadien ihrer sozialen und ökonomischen Entwicklung: So werden 30 von ihnen 
zu den Ländern mit hohem Einkommen, zwölf zu den Ländern mit mittlerem Einkommen (obe-
re Einkommenskategorie), acht zu den Ländern mit mittlerem Einkommen (untere Einkom-
menskategorie) und drei zu den Ländern mit niedrigem Einkommen gezählt.7 Das Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf liegt zwischen 87 000 und 600 US-$, die Gesundheitsausgaben pro Kopf 
liegen zwischen 5521 und 67 US-$ (5). Dies spiegelt sich auch auf dem Index der menschlichen 
Entwicklung wider, auf dem die Länder der Europäischen Region zwischen den Plätzen 1 und 
127 von insgesamt 182 Ländern liegen (6). Darüber hinaus sind unter den 24 Mitgliedern des 
Ausschusses für Entwicklungshilfe (DAC) der OECD, dem größten Geber staatlicher Entwick-
lungshilfe, 18 WHO-Mitgliedstaaten aus der Europäischen Region sowie die EU-Kommission. 
Gleichzeitig sind aber auch 18 Länder der Europäischen Region Empfänger staatlicher Entwick-
lungshilfe (7). Neun Länder gehören zu den nicht-klassischen bzw. neuen Geberländern; einige 
von ihnen benötigen und erhalten selbst noch externe Hilfe.8 

16. Die Mitgliedstaaten in der Europäischen Region sind in unterschiedliche politische 
Bündnisse und Strukturen eingebunden, was sich auf ihre Rolle und ihr Verhalten im Rahmen 
der WHO innerhalb der Region auswirkt. 48 Länder sind Mitglieder im Europarat; 23 gehören 
der OECD an; 27 sind Mitgliedstaaten der EU; elf sind Mitglieder der Gemeinschaft unabhän-
giger Staaten; sechs nehmen an den Tagungen der G-20 teil; sechs haben Schlüsselpositionen in 
den leitenden Organen des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank inne; fünf sind 
Mitglieder der Schanghaier Organisation für Zusammenarbeit; drei sind ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. 

17. Die Länder der Region sind einer doppelten Krankheitslast durch neue und wieder auftre-
tende übertragbare Krankheiten sowie einer wachsenden Belastung durch nichtübertragbare 
Krankheiten in einer allmählich alternden Bevölkerung ausgesetzt. Einige Länder im östlichen 
Teil der Region sind sogar insofern einer dreifachen Krankheitslast ausgesetzt, als dort Infekti-
onskrankheiten weiterhin verbreitet sind, während sich gleichzeitig nichtübertragbare Krankhei-
ten ausbreiten und die Belastung durch Gewalt und Unfälle unverändert hoch ist (8). Als weitere 
Herausforderungen in der gesamten Europäischen Region sind wachsende Ungleichheiten, die 
zunehmende Migration von Arbeitskräften und der erhöhte wirtschaftliche und politische Druck 
zur Senkung der öffentlichen Ausgaben zu nennen. 

18. Die Notwendigkeit einer erheblichen Stärkung der Gesundheitssysteme sowie der Ange-
bote der Gesundheitsversorgung und des Gesundheitsschutzes in vielen Ländern im östlichen 
Teil der Region ist ein zentraler Einflussfaktor, mit dem sich die Ministerien und sonstigen zu-
ständigen Stellen auseinandersetzen müssen, um die Gesundheit ihrer Bevölkerung zu verbes-
sern. In manchen Fällen führen schwache Gesundheitssysteme und -leistungen zu unzureichen-
der Gesundheit und vorzeitigem Tod oder zu einer hohen Säuglings- und Müttersterblichkeit. 
Sowohl das Ausmaß der Armut als auch die in Armut lebenden Bevölkerungsschichten sind im 
                                                      
 
 7 Wie in der Länderklassifikation der Weltbank definiert 
(http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/DATASTATISTICS/0,,contentMDK:20420458~menu
PK:64133156~pagePK:64133150~piPK:64133175~theSitePK:239419,00.html, eingesehen am 23. April 
2010). 
 8 Als „neue Geberländer“ werden vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen folgende 
Länder definiert: Bulgarien, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Kroatien, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Slowakei, Tschechische Republik, Türkei und Ungarn. 
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Zunehmen begriffen, so dass immer mehr Menschen von den grundlegenden Voraussetzungen 
für Gesundheit wie gesunde Ernährung, sicheres Trinkwasser und menschenwürdige Wohnbe-
dingungen ausgeschlossen sind. 

19. Eine Organisation allein kann solche Herausforderungen nicht bewältigen. Das Regional-
büro wird deshalb in Abstimmung mit geeigneten Partnern auf die Erreichung eines Höchstma-
ßes an Gesundheit für alle Völker in unserer Region und darüber hinaus hinarbeiten (1). Dazu 
ist die Bildung von Partnerschaften ebenso unverzichtbar wie die Festlegung einer angemesse-
nen Arbeitsteilung, um eine Überlastung der einzelnen beteiligten Akteure zu vermeiden. 
Gleichzeitig wird immer deutlicher, dass das Regionalbüro nach geeigneten Möglichkeiten su-
chen muss, um den verschiedenen Gruppen von Mitgliedstaaten im westlichen und östlichen 
Teil der Region optimal zu dienen. Denn in der Betrachtung von Gruppen von Ländern, deren 
Bevölkerung jeweils einen ähnlichen Gesundheitsstatus und ähnliche Bedürfnisse aufweist, läge 
ein mögliches Konzept für die Neuorganisation der Hilfe an die Länder und Partnerschaften, das 
die spezifische Unterstützung für die Länder und die Maßnahmen auf Ebene der Region ergän-
zen könnte. 

Weitere potenzielle Partner 

20. In den letzten vier Jahrzehnten ist die Zahl der gesundheitspolitisch tätigen Organisatio-
nen in der Europäischen Region wie auch weltweit gewachsen. Dies gilt für Organisationen der 
Vereinten Nationen, globale Gesundheitspartnerschaften, die EU und ihre Institutionen, eine 
Vielzahl privatwirtschaftlicher Akteure und Stiftungen sowie nichtstaatliche Organisationen. 
Die im Folgenden genannten Partner und Gruppen von Partnern sind für die Europäische Region 
von besonderer Bedeutung. 

Die EU und ihre Institutionen 

21. Der politische und regulatorische Einfluss der EU hat sich innerhalb ihrer geografischen 
Grenzen erhöht, sich aber auch vertieft bzw. auf ein zunehmend breites Spektrum von Sachthe-
men ausgedehnt, die auch Gesundheitsfragen einschließen. Von den 53 Mitgliedstaaten der 
WHO in der Europäischen Region sind 27 auch Mitglieder der EU, vier gehören dem Europäi-
schen Wirtschaftsraum an, sechs sind tatsächliche oder potenzielle Bewerberländer der EU und 
sieben weitere unterhalten im Rahmen ihrer Nachbarschaftspolitik besondere Beziehungen zu 
ihr. 

22. Auch in Bezug auf öffentliche Gesundheit haben sich Aufgaben und Rolle der EU in den 
vergangenen Jahren erheblich verändert, wie beispielsweise an der Annahme der EU-
Gesundheitsstrategie 2008–2013 und an der Einrichtung mehrerer EU-Institutionen mit Zustän-
digkeit für Gesundheitsfragen ersichtlich wird. Die Ratifizierung und das Inkrafttreten des Ver-
trages von Lissabon haben diesen Trend bestätigt und den möglichen Aktionsradius der Ge-
sundheitspolitik der EU noch weiter ausgedehnt. Wie in Artikel 168 des Vertrages9 (früher Arti-
kel 152) festgelegt, umfasst die Rolle der EU nun folgende Bereiche: Verbesserung der Ge-
sundheit der Bevölkerung; Verhütung von körperlichen und geistigen Erkrankungen; Beseiti-
gung von Ursachen für die Gefährdung der körperlichen und geistigen Gesundheit; Verringe-
rung drogenkonsumbedingter Gesundheitsschäden; Bekämpfung der weit verbreiteten schweren 
Krankheiten; Bekämpfung schwerwiegender grenzüberschreitender Gesundheitsgefahren. 

                                                      
 
 9 Erhältlich unter: Artikel 168 des Vertrages von Lissabon [Website]. Brüssel, Eurostep, 2010 
(http://www.lisbon-treaty.org/wcm/the-lisbon-treaty/treaty-on-the-functioning-of-the-european-union-
and-comments/part-3-union-policies-and-internal-actions/title-xiii-public-health/456-article-152.html, 
eingesehen am 23. April 2010). 
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23. Diese Veränderungen bieten eine einzigartige Chance für eine weitere Stärkung der bis-
herigen Zusammenarbeit zwischen der EU und dem WHO-Regionalbüro für Europa. Anfang 
2010 wurde eine Bestandsaufnahme der Zusammenarbeit zwischen dem Regionalbüro und der 
Europäischen Kommission und einigen für Gesundheitsfragen zuständigen EU-Institutionen 
vorgenommen. Im Ergebnis zeigte sich ein erhebliches Maß an gegenseitigem Nutzen und ein 
breites Spektrum von Interaktionen im Grundsatzdialog und in der fachlichen Zusammenarbeit 
auf europäischer Ebene wie auch auf Länderebene. Aber es wurden auch Bereiche mit Über-
schneidungen festgestellt. Ferner wurden - insbesondere auf der Länderebene - eine Reihe von 
verpassten Chancen für einen Meinungsaustausch und abgestimmtes Handeln aufgezeigt. 

24. Eine erneuerte Partnerschaft zwischen Institutionen der EU und der WHO auf der Grund-
lage einer klaren Arbeitsteilung wäre sowohl für die Länder als auch für beide Organisationen 
von großem Wert. Aus der Erschließung von Synergieeffekten zwischen der EU mit ihrer regu-
latorischen Rolle und der WHO mit ihrer Mobilisierungskraft ergibt sich ein großes Potenzial 
für eine verstärkte Politikumsetzung nicht nur in den EU-Staaten, sondern in sämtlichen Mit-
gliedstaaten in der Europäischen Region der WHO. 

Auf dem Weg zu einem System der Vereinten Nationen 

25. Die Vereinten Nationen führen derzeit eine Reihe von Reformen durch, die u. a. einer 
Verbesserung ihrer Steuerungs- und Abstimmungsverfahren dienen. Zu den jüngsten Beispielen 
für Reformbemühungen auf Länderebene zählen die gemeinsamen Landesbewertungen, der 
Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten Nationen (ein strategischer Programmrah-
men für die Landesteams der Vereinten Nationen), die Stärkung des Systems des residierenden 
Koordinators der Vereinten Nationen10 und das Konzept „One UN“ – ein abgestimmtes Handeln 
aller in einem Land vertretenen Organisationen der Vereinten Nationen; all diese Maßnahmen 
haben zum Ziel, das Handeln der Vereinten Nationen in strategischer, haushaltsmäßiger und 
operativer Hinsicht zu kanalisieren und zu harmonisieren. Um die strategische Arbeit der Ver-
einten Nationen auf Länderebene wirksamer unterstützen zu können, wurden regionale Mecha-
nismen, Teams von Regionaldirektoren und Qualitätssicherungsmechanismen eingerichtet. 

26. Im Laufe der Jahre ist die WHO zahlreiche weltweite Verpflichtungen eingegangen, ent-
weder in Form von Resolutionen der Weltgesundheitsversammlung, in denen die Organisation 
aufgefordert wird, zu den Reformanstrengungen der Vereinten Nationen auf allen Ebenen beizu-
tragen, oder durch internationale Verträge wie die Erklärung von Paris (9). Die WHO beteiligt 
sich im Rahmen des Koordinierungsrates der Leiter der Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen11 an der globalen Gestaltung der Reform der Vereinten Nationen sowie an der 
Ausarbeitung von Leitlinien auf globaler Ebene. 

27. Die Zusammenarbeit zwischen den Organisationen der Vereinten Nationen auf regionaler 
Ebene wird in der Europäischen Region im Zuge der in jüngster Zeit eingeleiteten regionalen 
Reformprozesse der Vereinten Nationen gestärkt. Auf der Länderebene arbeiten die Länderbü-
ros der WHO mit einer Vielzahl von Akteuren zusammen und beteiligen sich aktiv an allen 
gesundheitsbezogenen Initiativen im Land. Sie beteiligten sich aktiv an Themengruppen der 

                                                      
 
 10 Das System des residierenden Koordinators umfasst alle Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, die mit operativen Entwicklungsaktivitäten befasst sind; dies gilt unabhängig davon, ob sie 
offiziell in dem Land präsent sind. Residierende Koordinatoren werden vom Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen finanziert und gesteuert und stehen in mehr als 130 Ländern an der Spitze der Lan-
desteams der Vereinten Nationen. Sie sind auch die offiziellen Vertreter des Generalsekretärs für Ent-
wicklungshilfemaßnahmen. 
 11 Der Koordinierungsrat bemüht sich aktiv um eine Förderung der Abstimmung und Zusammenar-
beit zu einem breiten Spektrum inhaltlicher und administrativer Themen, mit denen das System der Ver-
einten Nationen sich befassen muss. 
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Landesteams der Vereinten Nationen für Gesundheit, Umwelt oder die Bewältigung von Notla-
gen bzw. haben darin sogar die Federführung inne. 

28. Die Vereinten Nationen starteten im Jahr 2007 die Pilotinitiative „Einheit in der Aktion“. 
Deren acht Pilotprojekte befassen sich mit Reformen auf der Grundlage folgender vier Grund-
sätze: ein Leiter, ein Haushalt, ein Programm, ein Büro. Diese Veränderungen werden den viel-
fältigen Anforderungen gerecht und machen sich gleichzeitig alle Teile des Systems der Verein-
ten Nationen zunutze – unabhängig davon, ob sie im Land angesiedelt sind oder nicht. Dieses 
Vorgehen hat schon jetzt dazu beigetragen, die Programme und Finanzmittel besser an die nati-
onalen Prioritäten anzupassen. Es hat auch die Führungskompetenz und Eigenverantwortung der 
betroffenen Regierungen gestärkt. So wird gewährleistet, dass die Regierungen bei der Ausei-
nandersetzung mit ihren nationalen Prioritäten auf die Erfahrung und den Sachverstand eines 
breiteren Spektrums von Organisationen der Vereinten Nationen zurückgreifen können. 

29. Das Programm „One UN“ und ähnliche Koordinierungsmechanismen der Vereinten Na-
tionen bieten der WHO eine einzigartige Gelegenheit, die gesundheitspolitische Agenda voran-
zutreiben und sinnvoll zur gemeinsamen Arbeit der Vereinten Nationen und der Mitgliedstaaten 
auf nationaler Ebene beizutragen. 

Regionale Organisationen mit Zuständigkeit oder Bedeutung für den Gesundheitsbereich 

30. In anderen Teilen der Europäischen Region wird die Zusammenarbeit durch eine Reihe 
von Ländergruppen erleichtert, von denen viele in mehr oder weniger enger Verbindung zur EU 
stehen. Dazu gehören die Union für den Mittelmeerraum, die Gemeinschaft unabhängiger Staa-
ten, die Partnerschaft der Nördlichen Dimension für Gesundheit und Soziales, der Stabilitäts-
pakt für Südosteuropa und die Kooperationsgruppen im Schwarzmeerraum. Das WHO-
Regionalbüro für Europa arbeitet mit einigen von ihnen bereits zusammen und wird den Aufga-
benbereich der anderen überprüfen. Um Doppelarbeit in den Mitgliedstaaten zu vermeiden, soll-
te im Mittelpunkt der Zusammenarbeit eine Bestimmung des Mehrwertes und relativen Vorteils 
der einzelnen Partnerschaften bzw. Organisationen stehen. 

Globale Gesundheitspartnerschaften 

31. Die Zunahme neuer Kooperationsmechanismen wie Netzwerke und Partnerschaften für 
Gesundheit in letzter Zeit zeugt von der Bereitschaft, den Schutz der Gesundheit politisch und 
finanziell zu unterstützen. Globale Gesundheitspartnerschaften dienen der Schärfung von Profi-
len und als Plattformen für eine Zusammenarbeit, da sich in ihnen die Stärken staatlicher und 
nichtstaatlicher Organisationen sowie der Zivilgesellschaft ergänzen (10). Ihr Funktions- und 
Aufgabenspektrum reicht von der Verteilung von Finanzmitteln für bestimmte Maßnahmen über 
die Koordinierung der Aktionen zahlreicher Partner bis zu reiner Forschungsarbeit einschließ-
lich des Aufbaus von Kapazitäten. Zu den weltweit bzw. in der Europäischen Region wichtigs-
ten globalen Gesundheitspartnerschaften gehören die Partnerschaft zur Zurückdrängung der Ma-
laria, die Partnerschaft „Stopp der Tb“, der Globale Fonds zur Bekämpfung von HIV/Aids, Tu-
berkulose und Malaria und die Global Health Workforce Alliance. 

32. Die WHO war an der Schaffung vieler globaler Gesundheitspartnerschaften beteiligt, da 
sie die Bedeutung von Bündnissen in gemeinsamen Aktionsfeldern erkannte. Der konkrete Bei-
trag der Organisation besteht darin, dass sie solche Partnerschaften innerhalb ihrer eigenen or-
ganisatorischen Strukturen betreut, sich an ihrer Führungsstruktur beteiligt, in Bezug auf fachli-
che und gesundheitssystembezogene Fragen Führungskompetenz ausübt, gemeinsame Pla-
nungsmaßnahmen mit den Partnern durchführt, die Länder fachlich unterstützt und die Abstim-
mung zwischen den Partnern fördert. Insbesondere strebt die WHO an, bei den Ländern mehr 
Eigenverantwortung zu fördern und zielstrebig auf konkrete Ergebnisse hinzuarbeiten und den 
Aufbau von Bündnissen voranzutreiben, die der Ausarbeitung nationaler Gesundheitspläne und 
-strategien bzw. der damit verbundenen Kooperationen dienen. 
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33. Der Zugewinn an Engagement, Ressourcen und Sachverstand aus nationalen wie interna-
tionalen Quellen, den globale Gesundheitspartnerschaften in bestimmten Bereichen des Ge-
sundheitsschutzes bewirkt haben, ist von großem Nutzen für die Verbesserung der Gesundheits-
situation in den Mitgliedstaaten. In den vergangenen Jahren konnten zahlreiche Erkenntnisse 
über Chancen und Grenzen solcher Partnerschaften gewonnen werden, die in gebührender Wei-
se in die Gestaltung und Ausrichtung künftiger Partnerschaften in der Europäischen Region ein-
fließen werden. 

Privatwirtschaftliche und gemeinnützige Stiftungen 

34. Die gesundheitspolitische Agenda betrifft alle Bereiche der Gesellschaft – und somit auch 
die Privatwirtschaft, also Unternehmen und Unternehmerorganisationen, sowie gemeinnützige 
Stiftungen. Die Privatwirtschaft produziert gesundheitsrelevante Güter und Dienstleistungen, 
beschäftigt die Mehrzahl aller Arbeitnehmer weltweit und nimmt u. a. durch die Medien maß-
geblich Einfluss auf Ideen und Verhalten der Bürger wie auch auf politische Entscheidungspro-
zesse. In vielen Ländern sind die Gesundheitssysteme durch ein Miteinander von öffentlicher 
und privater Finanzierung gekennzeichnet, wobei oft die privaten Akteure stärker vertreten sind. 
Vor allen in Ländern mit niedrigerem Einkommen sind inzwischen zahlreiche private Stiftungen 
im Gesundheitswesen tätig. 

35. Die Kontakte der WHO zur Privatwirtschaft waren bisher nur begrenzt, was insbesondere 
durch den Wunsch nach Erhalt von Neutralität und Werten der Organisation bedingt war; eine 
Ausnahme bildeten hier einige wenige private Stiftungen wie die Bill-und-Melinda-Gates-
Stiftung, die zu den wichtigsten Geldgebern der WHO gehören. Doch es gibt Beispiele, die be-
legen, dass Partnerschaften mit der Privatwirtschaft bei angemessener Steuerung erhebliche 
Chancen für eine aktive Gesundheitsförderung, eine Einflussnahme auf Entscheidungsprozesse 
und die fachliche Zusammenarbeit beinhalten. Die größte Herausforderung für die Zusammen-
arbeit der WHO mit der Privatwirtschaft besteht darin, ein Gleichgewicht zwischen der Wah-
rung der Neutralität der WHO (insbesondere im Hinblick auf Entscheidungsprozesse) und der 
Nutzung der aus der Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft resultierenden Möglichkeiten in 
Bezug auf Sachverstand, Forschungskompetenz, Reichweite, Überzeugungsarbeit und Mittelbe-
schaffung zu finden und zu wahren. Die Art der Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft sollte 
näher untersucht werden. Dabei gilt es klar zu erläutern, inwiefern eine Intensivierung der Inter-
aktion sich positiv auf die Ziele der WHO auswirken könnte und wie wir am wirksamsten die 
Neutralität der WHO und die Interessen der Öffentlichkeit wahren können. 

36. In der Europäischen Region setzt die WHO ihren Dialog mit der Privatwirtschaft auf re-
gionaler oder nationaler Ebene fort. Dieser befasst sich mit den Bereichen Arzneimittel, Ernäh-
rung, Umwelt und Gesundheit sowie mit zahlreichen normativen Fragen in Bezug auf Qualität, 
Zugang, Preisgestaltung und Aufklärung. Die derzeit geltenden globalen Leitlinien aus dem Jahr 
2001 für den Umgang mit Unternehmen, an die sich das Regionalbüro hält (11), spiegeln diesen 
Ansatz wider und werden gegenwärtig überarbeitet. 

Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 

37. Das sich wandelnde Verständnis von Gesundheit und die Erläuterung ihrer Verknüpfun-
gen mit den Themenkomplexen Armut, Chancengleichheit und Entwicklung haben auch das 
Spektrum der Partner der WHO verändert. So werden die Zivilgesellschaft und nichtstaatliche 
Organisationen seit Jahrhunderten in Fragen der Bevölkerungsgesundheit und der Gesundheits-
versorgung einbezogen, doch spielen sie mittlerweile – auch aufgrund des abnehmenden Enga-
gements des Staates im öffentlichen Bereich – eine zunehmende Rolle bei der Leistungserbrin-
gung und verfügen daher über mehr Einfluss auf die Politikgestaltung sowie bei der Erfüllung 
von Verpflichtungen auf lokaler und nationaler Ebene. Sie bieten dem Gesundheitssektor unter-
schiedliche Perspektiven, die durch das breite Spektrum von Akteuren bedingt sind, aber auch 
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zusätzliche institutionelle, technische und finanzielle Kapazitäten. Dadurch werden nichtstaatli-
che Organisationen auf allen Ebenen zu wichtigen Partnern für die WHO. 

38. Das Regionalbüro arbeitet seit vielen Jahren mit Organisationen der Zivilgesellschaft zu-
sammen. Die Zielsetzung der Zusammenarbeit der WHO mit diesem Organisationen besteht 
darin, die Konzepte, Strategien und Aktivitäten der Organisation voranzutreiben und sie mit den 
nichtstaatlichen Organisationen ggf. in gemeinsam vereinbarten Aktionen in die Tat umzuset-
zen. Bisher hat sich das Regionalbüro bei formellen Verfahren oder hochrangigen oder politi-
schen Veranstaltungen der WHO stets an die globalen Leitlinien der WHO für den Umgang mit 
nichtstaatlichen Organisationen, die Grundsätze für die Beziehungen zu nichtstaatlichen Organi-
sationen (12), gehalten. Diese Leitlinien betreffen in erster Linie den formellen Akkreditie-
rungsprozess der WHO („nichtstaatliche Organisationen in offiziellen Beziehungen“) und sind 
deshalb den Mitarbeitern beim Aufbau von Beziehungen mit regional und national tätigen nicht-
staatlichen Organisationen nicht immer von Nutzen. Trotzdem suchen die Fachreferate im Re-
gionalbüro je nach ihrem fachlichen Bedarf weiterhin die Zusammenarbeit mit einer Vielzahl 
regionaler und nationaler nichtstaatlicher Organisationen, selbst wenn diese noch nicht offizielle 
Beziehungen zur WHO unterhalten. 

39. Der entscheidende Faktor für eine fruchtbarere und flexiblere Partnerschaft mit Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft liegt in der Erkenntnis, dass diese zwar oft dieselben gesundheitspo-
litischen Ziele verfolgen wie die WHO, sich aber hinsichtlich ihres Aktionsradius und ihrer Me-
chanismen von ihr unterscheiden, dass aber dennoch eine Zusammenarbeit von gegenseitigem 
Nutzen möglich ist. Fazit: Die Zivilgesellschaft ist ein sehr wichtiger und nützlicher Partner, 
deren Fähigkeit, Menschen zu erreichen, für die Verbesserung der Gesundheitssituation vor al-
lem gefährdeter Bevölkerungsgruppen unverzichtbar ist. Durch eine Grundsatzdebatte und eine 
Organisationsstrategie kann ein gegenseitiges Verständnis der Arbeitsweise und Motive der je-
weils anderen Seite erreicht werden, das die Grundlage für mehr gemeinsame Tätigkeiten und 
Konzepte bildet. 

Der weitere Weg 

40. Die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren im Gesundheitsbereich zwecks Aufbau von 
Partnerschaften wird als eine der zentralen Aufgaben der Organisation angesehen und ist eine 
Voraussetzung für die Entwicklung und Umsetzung der Europäischen Gesundheitspolitik und 
die Verwirklichung der gesundheitlichen Ziele der Region. Doch Partnerschaften kommen nicht 
von selbst zustande, nicht einmal dann, wenn die Akteure über ähnliche Interessen und Wert-
vorstellungen oder einen ähnlichen Aufgabenbereich verfügen. Denn jeder Akteur hat seine ei-
genen Strukturen und Organe, die sich leicht als Hindernisse für die Bildung formeller Partner-
schaften erweisen können. Die Arbeitsteilung und die Funktionen der einzelnen Akteure sind in 
der Realität nicht immer so eindeutig wie in der Theorie. Gemeinsame Ziele und Strategien 
müssen auf dem Verhandlungsweg vereinbart werden; dabei gilt es die Grenzen der Hand-
lungsmöglichkeiten zu erkennen. 

41. Die in diesem Papier aufgeworfenen Sachfragen bieten eine umfassende Diskussions-
grundlage. Zusätzlich zu dem Willen auf hoher politischer Ebene werden konkrete Vorschläge 
für kurz- und langfristige Maßnahmen benötigt, die angesichts der derzeit komplexen Situation 
und des Mangels an Ressourcen von der Organisation und ihren Partnern realistischerweise be-
wältigt werden können. 

42. Als ersten Schritt nach vorne muss das Regionalbüro eine Strategie „Partnerschaften für 
Gesundheit in der Europäischen Region“ entwickeln und im Zuge dessen seine Beziehungen zur 
EU weiter stärken. Der Entwurf einer Strategie „Partnerschaften für Gesundheit“, in dem die 
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Ergebnisse des Regionalkomitees zu den genannten Fragen einfließen sollen, wird dem RC61 
vorgelegt. 

Definition einer Strategie „Partnerschaften für Gesundheit“ in der Europäischen 
Region 

43. Voraussetzung für eine Strategie für solche Partnerschaften ist ein klares Verständnis von 
Aufgaben und Zuständigkeiten der WHO und der anderen beteiligten Partner sowie ihrer jewei-
ligen Bedeutung für die Europäische Region, aber auch eine gemeinsame Sichtweise in der Fra-
ge, welche gesundheitlichen Ergebnisse wünschenswert sind. Das Regionalbüro wird zusammen 
mit den Mitgliedstaaten und seinen Partnern auf die Festlegung einer neuen gesamteuropäischen 
Gesundheitspolitik hinarbeiten, die allen Mitgliedstaaten sowie einem breiten Spektrum von 
Akteuren als Inspiration und Anleitung dienen soll. Eine Einigung auf eine solche Vision schafft 
die Grundlage für künftige Partnerschaften für Gesundheit in der Europäischen Region. 

44. Die Strategie wird auch im Einklang mit international vereinbarten Zielen, den globalen 
Strategien der WHO, den Entwicklungen bei der Reform innerhalb des Systems der Vereinten 
Nationen und den im Rahmen der Erklärung von Paris und des Aktionsprogramms von Accra 
eingegangenen Verpflichtungen stehen und sich an diesen orientieren. 

45. Einige der wichtigsten Elemente in der Europäischen Strategie werden nachstehend skizziert. 

Schwerpunkt auf der strategischen Bildung von Partnerschaften 

46. Das Regionalbüro wird ein proaktives und zusammenhängendes Konzept für die Bildung 
strategischer Partnerschaften verfolgen, zu dem auch eine systematische Kontrolle und Evalua-
tion gehören. Die Kriterien für die Wahl von Partnern und Prioritäten für die Umsetzung von 
Partnerschaftsabkommen sowie die Art der Vereinbarungen müssen geklärt werden. Als Krite-
rien kommen gemeinsame gesundheitspolitische Wertvorstellungen und Ziele, positive Auswir-
kungen auf Investitionen in den Gesundheitssektor, der Mehrwert für die vorrangigen Arbeits-
bereiche der WHO, ein strategischer Planungs- und Leistungsrahmen, die Optimierung der Un-
terstützung für die Mitgliedstaaten und die Anpassungsfähigkeit der potenziellen Partner in Fra-
ge. Zu diesem Zweck wird in der Strategie das der 62. Weltgesundheitsversammlung vorgelegte 
Grundsatzpapier zum Thema Partnerschaften berücksichtigt. In dem Dokument werden acht 
Bedingungen genannt, die in Form eines Entscheidungsbaums präsentiert werden und anhand 
derer die WHO entscheiden soll, wann und wie sie Partnerschaften und Kooperationsvereinba-
rungen eingeht und wie sie diese Zusammenarbeit ggf. neu gestaltet bzw. beendet. Diese Über-
legungen und die Diskussionen auf dem RC60 werden in die Entwicklung der Gesamtstrategie 
einfließen. 

Überprüfung und Stärkung der Beziehungen mit den Partnern 

47. Das Regionalbüro wird seine gegenwärtigen Bündnisse mit seinen wichtigsten Partnern 
überprüfen und konsolidieren und neue Kooperationen in die Wege leiten und dabei die Heraus-
forderungen und Möglichkeiten berücksichtigen, die sich aus der gesundheitspolitischen Land-
schaft in der Europäischen Region ergeben. Auch rechtsverbindliche Partnerschaftsvereinba-
rungen mit vielen der Schlüsselpartner des Regionalbüros sollen geprüft und aktualisiert wer-
den, um sie zu stärken, wenn sie zur Erneuerung anstehen. 

48. Mit der Europäischen Kommission sind bereits Gespräche mit diesem Ziel im Gange, und 
ein entsprechendes Visionspapier für das RC60 soll diese Partnerschaft stärken und ihr eine kla-
rere strategische Ausrichtung geben. Darüber hinaus wird das Regionalbüro Vorschläge für eine 
Ausweitung der gegenwärtigen Zusammenarbeit mit seinen bisherigen Partnern in der Europäi-
schen Region vorlegen: der OECD und der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa. Ebenso geplant ist eine Bestandsaufnahme der Partnerschaften mit UNICEF, UNAIDS 
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und der Weltbank, insbesondere im Hinblick auf die Unterstützung bei der Ausarbeitung natio-
naler Pläne und Strategien. Mit dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen und der Interna-
tionalen Organisation für Migration besteht zwar eine fachliche Zusammenarbeit, doch wäre es 
sinnvoll, diese angesichts der wichtigen Zusammenhänge zwischen Umwelt und Gesundheit 
sowie Migration und Gesundheit, einschließlich der in diesen Bereichen in jüngster Zeit einge-
gangenen Verpflichtungen, zu festigen. Auch die Partnerschaft mit dem Europarat wird nach der 
jüngsten Diskussion innerhalb seines Gesundheitsausschusses und dem Ruf der Mitgliedstaaten 
nach einer umfassenderen Zusammenarbeit überprüft werden.12 Schließlich wird das Regional-
büro angesichts der zunehmend komplexen Strukturen des Globalen Fonds und der benötigten 
Unterstützung für die Länder mit einer regionalen Vereinbarung zur Ergänzung der in einigen 
Ländern bestehenden Abkommen auch eine bessere Abstimmung und klarere Arbeitsteilung mit 
dem Globalen Fonds anstreben. 

49. Das Regionalbüro wird auch die regionalen Koordinationsmechanismen im Zusammen-
hang mit der Reform der Vereinten Nationen überprüfen, um ein wirksames Eintreten für diese 
zu ermöglichen und die Beziehungen mit anderen Regionalvertretungen von Schwesterorganisa-
tionen der Vereinten Nationen wie dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen in Bra-
tislava und dem UNICEF in Genf zu stärken. 

Stärkung von Partnerschaften auf Länderebene 

50. Das übergeordnete Ziel muss darin bestehen, aus den Partnerschaften auf regionaler und 
nationaler Ebene einen Mehrwert und einen spürbaren, reellen Nutzen für die Mitgliedstaaten zu 
schaffen. Deshalb muss die letztendliche Zielrichtung für den Aufbau von Partnerschaften auf 
regionaler Ebene in der Verbesserung ihrer Nutzens und ihrer Wirksamkeit auf nationaler Ebene 
liegen, etwa durch Unterstützung der Länderbüros bei der Entwicklung von Partnerschaften vor 
Ort und durch sinnvolle Beteiligung an den Koordinationsmechanismen auf nationaler Ebene. 
Insbesondere aber muss eine der Hauptaufgaben darin bestehen, den nationalen Behörden bei 
der Festlegung nationaler Pläne und Prioritäten behilflich zu sein und in Abstimmung mit den 
Partnern in den Ländern darauf hinzuarbeiten, dass die ergriffenen Maßnahmen diesen Plänen 
und Prioritäten gerecht werden. 

51. Dies sind keine leichten Aufgaben für die Länderbüros der WHO, die meist relativ klein 
sind und mit Ausnahme ihrer Büroleiter über keine Sachbearbeiter mit spezieller Zuständigkeit 
für Partnerschaften verfügen. Zwar hat das Regionalbüro bereits mit der Stärkung seiner Län-
derbüros begonnen, doch ist ein stärker strategisch ausgerichteter Ansatz erforderlich, der eine 
entschlossene Unterstützung durch das Regionalbüro, einen zweckdienlichen Qualifikationsmix 
bei den Mitarbeitern der Länderbüros und eine entsprechende Mittelausstattung beinhaltet. 

52. In den kommenden Monaten wird das Regionalbüro den Nutzen der Arbeit der WHO in 
den Ländern und konkret die Arbeitsweise der Länderbüros überprüfen und dabei deren Beset-
zung und Kapazitäten sowie Chancen für den Aufbau von Partnerschaften untersuchen. Es wird 
konkret darauf ankommen, die genauen Bedürfnisse des jeweiligen Landes bzw. der betreffen-
den Ländergruppierung zu ermitteln (z. B. Länder mit einer Vielzahl von Entwicklungspartnern, 
EU-Nachbarschaftsländer, EU-Beitrittsländer) und dann maßgeschneiderte Hilfe zu leisten und 
Unterstützung durch Länder in einer ähnlichen Situation zu ermöglichen. Es könnten Mecha-
nismen für die Auswahl von vorrangigen Ländern geschaffen werden, und die Entwicklung von 
Partnerschaften muss sich künftig stärker an den Planungs- und Berichterstattungsverfahren in 
der Länderarbeit des Regionalbüros orientieren. Die Unterstützung für die Länder macht mögli-
cherweise auch eine stärkere Abstimmung innerhalb des Regionalbüros und die einmalige Ent-
wicklung gemeinsamer Instrumente erforderlich, die an den Bedarf der Länder angepasst und 
von ihnen genutzt werden sollen. 

                                                      
 
 12 Europäischer Gesundheitsausschuss, Oktober 2009, Jubiläumstagung. 
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Umstellung der Politik in der Region auf mehr strategische Zusammenarbeit mit nicht-
staatlichen Organisationen und Privatwirtschaft 

53. Es ist auch notwendig, innerhalb wie außerhalb der Region über eigene Grundsätze und 
Leitlinien für die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen und der Privatwirtschaft 
zu verfügen. Innerhalb des Konzeptes „Eine WHO“ muss eine Perspektive für die Europäische 
Region entwickelt werden, um den Aufbau von Partnerschaften zu begünstigen. 

54. Eine interne Bestandsaufnahme zur Zusammenarbeit zwischen den Fachreferaten und den 
nichtstaatlichen Organisationen kam zu dem Ergebnis, dass zwar die Zusammenarbeit auf der 
fachlichen Ebene gut funktioniert, dass aber vor allem auf der politischen Ebene ein strukturier-
tes und zusammenhängendes Konzept für eine engere Zusammenarbeit der nichtstaatlichen Or-
ganisationen mit der WHO und den Mitgliedstaaten fehlt. In diesem Zusammenhang muss näher 
untersucht werden, wie die nichtstaatlichen Organisationen wirksamer in die Organisations-
strukturen eingebunden werden können und wie sie eine konkrete Mitsprachemöglichkeit und 
mehr Anerkennung erhalten können als bisher. Als Möglichkeiten bieten sich die Einrichtung 
eines Grundsatzdialogs für die nichtstaatlichen Organisationen bzw. mit ihrer Beteiligung sowie 
die Schaffung eines regionalen Akkreditierungsverfahrens für Organisationen der Zivilgesell-
schaft an. Dies stünde gänzlich im Einklang mit den aktuell weltweit geltenden Grundsätzen für 
die Beziehungen zu nichtstaatlichen Organisationen. 

55. In Bezug auf die Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft herrschte allgemeine Überein-
stimmung darüber, dass die Wertvorstellungen und die Neutralität der WHO, aber auch die Inte-
ressen der Allgemeinheit unter allen Umständen und in sämtlichen Beziehungen mit Partnern 
und Mitgliedstaaten geschützt werden müssen. Deshalb hat ein Aufbau von Partnerschaften mit 
der Privatwirtschaft, insbesondere Privatunternehmen, bisher nur in begrenztem Umfang statt-
gefunden und wird immer unter kritischer Beobachtung stehen. Im Einklang mit der neuen glo-
balen Initiative der Generaldirektorin wird das Regionalbüro mit der Ausarbeitung von Leitli-
nien und dem Aufbau von Beziehungen mit der Privatwirtschaft beginnen, die der Gesundheit 
der Bevölkerung in der Europäischen Region zugute kommen. Dabei sollen auch Fallbeispiele 
und bewährte Praktiken aus dem Zuständigkeitsbereich anderer Regionalbüros und Organisatio-
nen der Vereinten Nationen untersucht werden. 

56. Maßnahmen in den Bereichen Partnerschaften, Ressourcenbeschaffung und Kommunika-
tion sind sehr stark miteinander verknüpft und müssen parallel zueinander verstärkt werden. 
Effektive Partnerschaften und Ressourcenbeschaffungskonzepte sind auch von der Kommunika-
tionsfähigkeit sowie von den Aufgaben, dem Mehrwert und vor allem den einzelnen Erfolgen 
der jeweiligen Partnerschaft abhängig. 

Weiterer Ausbau der Beziehungen zur EU 

57. Die Stärkung der Beziehungen mit der EU baut zunächst auf den traditionell sehr engen 
Beziehungen mit der Europäischen Kommission und dem Europäischen Zentrum für die Prä-
vention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC) auf, die auf dem Briefwechsel von 2001 
bzw. der Vereinbarung vom Dezember 2005 basieren. Auch wenn die Beziehungen zur EU ei-
ner der zentralen Bestandteile der künftigen Strategie für Partnerschaften sein werden, so wer-
den doch gleichzeitig auch die Kontakte zur Europäischen Kommission ausgebaut. Dies wird 
zur Förderung und Ausrichtung der Forschung auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit, zur 
Modernisierung und Verzahnung von Informationssystemen über öffentliche Gesundheit und zum 
Aufbau eines stärkeren Gesundheitssicherheitssystems in der Europäischen Region beitragen. Die 
Zusammenarbeit wird auch den gemeinsamen Maßnahmen zugute kommen, die zur Bewältigung 
der Herausforderung durch nichtübertragbare Krankheiten sowie zur Bekämpfung der sozialen 
Determinanten von Gesundheit und der Ungleichheiten im Gesundheitsbereich dienen. 
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58. Dieser Prozess mit der Europäischen Kommission baut auf der bisherigen Zusammenar-
beit und auf der Festlegung konkreter „Flaggschiff-Initiativen“ auf. Diese Initiativen wurden 
von der Generaldirektion Gesundheit und Verbraucher und dem ECDC gemeinsam mit anderen 
Generaldirektionen und sonstigen Dienststellen, die Einfluss auf oder ein Interesse an der Ge-
sundheitspolitik haben, entwickelt. 

59. Vorschläge für konkrete Flaggschiff-Initiativen waren u. a.: 

• Aufbau eines einheitlichen Systems für Gesundheitssicherheit; 

• Aufbau eines einheitlichen Gesundheitsinformationssystems zusammen mit anderen 
maßgeblichen Organisationen (z. B. OECD); 

• Ansetzen an den gesundheitlichen und sozialen Determinanten, beginnend mit den Berei-
chen Tabak, Alkohol und Adipositas, in Zusammenarbeit mit der Umwelt- und Bildungs-
politik; 

• Mobilisierung der Mitgliedstaaten für einen Erfahrungsaustausch über bewährte Prakti-
ken wie auch Neuerungen; 

• gemeinsame Festlegung der wichtigsten Forschungsprioritäten und entschlossenes Eintre-
ten dafür, dass die erforderlichen Forschungsvorhaben durchgeführt und die benötigten 
Mittel bereitgestellt werden, um die Spitzenposition der Europäischen Region in der For-
schung zur Stärkung der Gesundheitsentwicklung zu erhalten. 

60. Diese gemeinsam ausgearbeiteten Vorschläge dienen der Festigung der bereits umfang-
reichen Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission durch Umstellung von einem pro-
jektbezogenen auf einen stärker strategisch ausgerichteten Ansatz, wie er in dem Papier „Eine 
gemeinsame Sicht für gemeinsames Handeln“ (s. Anhang 2) erläutert ist. 
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ANHANG 1: DIE AKTUELL WICHTIGSTEN PARTNER DES  

WHO-REGIONALBÜROS FÜR EUROPA
13
 

Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

Europäische Union (EU) 

Europäische 
Kommission 

Generaldirektion Ge-
sundheit und Verbrau-
cher (DG SANCO) 
 
Zusammenarbeit mit 
anderen Generaldirektio-
nen, z. B. Forschung, 
Umwelt, Amt für Zu-
sammenarbeit EuropeAid 
(AIDCO), Gemeinsame 
Forschungsstelle 

- Gesundheitspersonal 
- Zugang zu Arznei-

mitteln und zur Ge-
sundheitsversorgung 

- Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Bekämpfung des 
Tabakkonsums 

- Adipositas und Be-
wegungsverhalten 

- Sicherheit von Blut-
produkten 

- Patientensicherheit 
- Aufklärung in Bezug 

auf Lebensmittelsi-
cherheit, Ernährung 
und Lebensmittel-
hygiene 

- Hygienekontrollen 
- Übertragbare Krank-

heiten 
- Arzneimittel 
- Verletzungspräven-

tion 
- Schadensminderung 
- Gesundheit am Ar-

beitsplatz 
- Klimawandel 
- Umwelt und Ge-

sundheit 
- Raumluftqualität 
- Ungleichheiten im 

Gesundheitsbereich 
und soziale Deter-
minanten von Ge-
sundheit 

- Vorsorge- und Ge-
genmaßnahmen bei 
Gesundheitsgefahren 

- Entwicklung von 
Gesundheitsstrate-
gien 

- Briefwechsel (2001) 
- Dialog auf höherer Be-

amtenebene 
- Gemeinsames Arbeits-

programm/gemeinsame 
Plattform/Projekte 

- Zusammenarbeit mit 
den Ländern 

- Kooperationsprojekte 
mit mehreren Partnern 

- Forschungsprojekte 
- Direkte Berater für ein-

zelne Programme 
- Teilnahme an Len-

kungsausschüs-
sen/Tagungen 

- Netzwerke 
- Arbeitsgruppen und 

hochrangige Arbeits-
gruppen 

                                                      
 
 13 Es ist nicht leicht, ein umfassendes Bild von dem Ausmaß der Zusammenarbeit zwischen 
dem WHO-Regionalbüro für Europa und seinen Partnerinstitutionen zu zeichnen. Das Sekreta-
riat wäre deshalb für etwaige Änderungen oder Korrekturen an den in diesem Anhang enthalte-
nen Informationen dankbar. 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

- Unterstützung der 
WHO bei der Wei-
terverfolgung der 
Mitteilung der Kom-
mission „Solidarität 
im Gesundheitswe-
sen“ (KOM(2009) 
567 endg.) 

- Projekt Chancen-
gleichheit von WHO 
und EU-
Kommission 

- Wasserversorgung 
und Abwasserent-
sorgung 

 Generaldirektion Huma-
nitäre Hilfe (ECHO) 

- Katastrophenvorsor-
ge 

- Koordinierung auf regi-
onaler und lokaler Ebe-
ne 

Andere EU-Institutionen im Gesundheitsbereich 
 

 
Europäisches 
Zentrum für 
die Prävention 
und die Kon-
trolle von 
Krankheiten 
(ECDC) 

Hochrangige/Fach-
/Länderebene 

- Surveillance und 
Entwicklung eines 
einheitlichen euro-
päischen Meldesys-
tems und Koordinie-
rung der gemeinsa-
men Reaktionen auf 
Gesundheitsgefahren 
und durch Impfung 
vermeidbare Krank-
heiten 

- Umsetzung der In-
ternationalen Ge-
sundheitsvorschrif-
ten (2005) 

- Fachbereiche: durch 
Luft übertragene 
Krankheiten; durch 
Impfung vermeidba-
re Krankheiten; se-
xuell übertragbare 
und durch Blut über-
tragene Krankheiten; 
umweltbedingte 
Krankheiten; anti-
mikrobielle Resis-
tenzen und nosoko-
miale Infektionen; 
reisebedingte Ge-
sundheitsfragen 

- Bedrohungen für 
Patientensicherheit 
Blutsicherheit 

- Vereinbarung (2005) 
- Gemeinsame Koordina-

tionsgruppe 
- Jährlicher Kooperati-

onsplan 
- Personalaustausch bzw. 

-abordnung 
- Entwicklung einer ge-

meinsamen Methodik 
und entsprechender 
Bewertungsinstrumente 

- Fachgutachten in Form 
von Diskussionspapie-
ren 

- Fortsetzung der Arbeit 
zur Entwicklung eines 
gemeinsamen Melde-
systems der Mitglied-
staaten für durch Imp-
fung vermeidbare 
Krankheiten 

- Gemeinsame Vor-Ort-
Besuche, insbesondere 
zwecks Untersuchung 
von Ausbrüchen 
impfpräventabler und 
lebensmittelbedingter 
Erkrankungen sowie 
Einleitung der erforder-
lichen Gegenmaßnah-
men 

- Gemeinsame Erstellung 
und Veröffentlichung 
technischer Manuskripte 

- Präsentationen des 
ECDC auf Workshops 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

als Bestandteil von 
Maßnahmen im Rah-
men von zweijährigen 
Kooperationsvereinba-
rungen (BCA) 

- Teilnahme der WHO an 
Jahrestagung des EU-
Netzwerks für lebens-
mittel- und wasserbe-
dingte Krankheiten 

Europäische 
Arzneimittel-
agentur 
(EMA) 

Fachebene - Normen und Stan-
dards bei der Regu-
lierung im Arznei-
mittelbereich 

- Unterstützung durch 
Experten 

- Evaluation von Me-
dikamentendossiers 
für Regulierungsbe-
hörden von Entwick-
lungsländern auf de-
ren Wunsch  

- Konsultationstagungen 
- Fachliche Unterstützung 

der weltweiten Regulie-
rungstätigkeit der WHO 
durch Experten der 
EMA  

- Amtliche Bewertung 
durch EMA  

- Gemeinsame Teilnahme 
an Tagungen und Tele-
konferenzen 

Europäische 
Behörde für 
Lebensmittel-
sicherheit 
(EFSA) 

Fachebene - Gemeinsame Ta-
gungen 

- Gemeinsame Sympo-
sien und Workshops, 
Kooperationstagungen 

- Austausch von Risiko-
abschätzungen 

- Präsentationen der 
EFSA im Rahmen von 
BCA-Maßnahmen  

Europäische 
Umweltagen-
tur (EUA) 

Fachebene - Umwelt und Ge-
sundheit 

- Klimawandel und 
Gesundheit 

- Kontakte und Personal-
austausch 

- Gemeinsame Veröffent-
lichungen 

- Gemeinsame Fachaus-
schüsse 

Europäische 
Beobachtungs-
stelle für Dro-
gen und Dro-
gensucht 
(EBDD) 

Fachebene - Drogen und Alkohol 
- Gesundheit im Straf-

vollzug 

- Vereinbarung 
- Erstellung von Arbeits-

papieren, Leitlinien 
usw. 

- Teilnahme an Tagungen 
- Gemeinsame Steue-

rungsgruppe für Ge-
sundheit im Strafvoll-
zug 

Occupational 
Health and 
Safety Admi-
nistration 
(OHSA) 

Fachebene - Gesundheit am Ar-
beitsplatz  

- Vereinbarung über Ko-
operation auf Arbeits-
ebene (Juni 2008) 

- Teilnahme an Tagungen 
- Aktionen in Bewerber-

ländern und potenziel-
len Bewerberländern 
der EU 

- Gemeinsame Nutzung 
von Ressourcen 

- Entwicklung einer ge-
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

meinsamen Plattform 
für gute Praxis 

- Gemeinsame Umset-
zung der Resolution 
WHA60.26 der Weltge-
sundheitsversammlung 
über die Gesundheit von 
Arbeitnehmern und der 
Strategie der Europäi-
schen Kommission für 
Gesundheit und Sicher-
heit am Arbeitsplatz 

EU-
Präsident-
schaft 

Zuständige Ansprechper-
son im Gesundheitsmi-
nisterium 

- Verschiedene Fach-
gebiete (von Präsi-
dentschaft festge-
legt) 

- Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Erstellung von Notizen 
zur Patientensicherheit 

- Teilnahme an der jüngs-
ten Konsultation zum 
Thema Transplantation 

- Tagungen der Leitenden 
Verantwortlichen für 
das Pflegewesen aus 
den EU-Staaten 

- Arbeitspläne des Regio-
nalbüros für die Länder 
(z. B. Spanien) 

- Arbeitspläne der EU für 
die Länder 

Zwischenstaatliche Organisationen 

Europarat Sekretariat des Europäi-
schen Gesundheitsaus-
schusses (CDSP); Euro-
päische Direktion für die 
Qualität von Medika-
menten und Gesund-
heitsvorsorge (EDQM), 
Pompidou-Gruppe 

- Gesundheitsinforma-
tionen und Gesund-
heitsförderung 

- Breites Spektrum 
von Fachbereichen 

- Blutsicherheit und -
transplantation 

- Briefwechsel (2001) 
- Gemeinsame Pro-

gramme 
- Netz-

werk/Steuerungsgruppe 
- Mitgliedschaft in Fach-

ausschüssen 
- Beobachterstatus auf 

Tagungen der Ständi-
gen Korrespondenten 
der Pompidou-Gruppe 
und des CDSP 

Weltbank Federführung im Ge-
sundheitsbereich für Re-
gion Europa und Zentral-
asien 

- Gesundheitsstrategie 
und -konzepte 

- Gesundheitssysteme 
- Gesundheitsfinan-

zierung und Buch-
führung 

- Gesundheitsreform 
- Vogelgrippe und 

Pandemievorsorge 
- Sicherheit im Stra-

ßenverkehr 
- Lebensmittelsicher-

heit 
- Impfpräventable 

Krankheiten – Tech-
nologieaustausch 

- Kooperationsprojekte 
- Unterstützung für die 

Gesundheitsreform auf 
nationaler Ebene (ein-
schließlich Finanzre-
form) 

- Gemeinsame Fachaus-
schüsse 

- Gemeinsame Missio-
nen; Informationsaus-
tausch auf nationaler 
und regionaler Ebene 

- Gemeinsame regionale 
Arbeitsgruppe der 
GAVI-Allianz 

- Global Development 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

und Überzeugungs-
arbeit in den Medien 

- Prävention und Be-
kämpfung nichtüber-
tragbarer Krankhei-
ten 

- Klimawandel und 
Gesundheit 

Learning Network 

Organisation 
für wirtschaft-
liche Zusam-
menarbeit und 
Entwicklung 
(OECD) 

Direktion für Beschäfti-
gung, Arbeit und Sozia-
les, Abteilung Gesund-
heit 

- Gesundheitssysteme 
in den OECD-
Ländern 

- Gesundheitsdaten in 
den OECD-Ländern 

- Umwelt und Ge-
sundheit 

- Klimawandel und 
Gesundheit 

- Qualität der Versor-
gung und Patienten-
sicherheit 

- Ernährung und Adi-
positas 

- Briefwechsel (1999) 
- Kooperationsprojekte 
- Informationsforum 
- Arbeitsgruppe Indikato-

ren 
- Dialog auf höherer Be-

amtenebene 

Internationale 
Organisation 
für Migration 
(IOM) 

Hauptbüro in Genf, Ver-
tretung in Brüssel 
 
Fachebene 

- Gesundheit von 
Migranten 

- Gesundheit von 
Migranten am Ar-
beitsplatz 

- Vereinbarung auf globa-
ler Ebene (2005) 

- Gemeinsame Projekte, 
Beiträge zu Publikatio-
nen 

- Gemeinsame Tagungen 
und gemeinsame Bei-
träge zu Tagungen 

- Gemeinsame Länderar-
beit 

Partnerschaft 
der Nördlichen 
Dimension für 
Gesundheit 
und Soziales 
(NDPHS) 

NDPHS-Sekretariat 
Expertengruppe Ar-
beitsmedizin 

- Verbesserung der 
primären Gesund-
heitsversorgung 

- Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Verschiedene ge-
sundheitspolitische 
Themen, einschließ-
lich Alkoholpolitik 

- Gesundheit am Ar-
beitsplatz 

- Ständige Expertengrup-
pe mit regelmäßigen 
Tagungen (zweimal im 
Jahr) 

- Umsetzung der Strate-
gie der NDPHS für Ge-
sundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz 

Ostseenetz-
werk für Ge-
sundheit und 
Sicherheit am 
Arbeitsplatz 
(BSNOHS) 

Fachebene - Gesundheit am Ar-
beitsplatz 

- Kapazitätsaufbau im 
Bereich Gesundheit am Ar-
beitsplatz 
- Entwicklung von Sys-
temen für Arbeitsmedizin 

Nordischer 
Ministerrat 

 - Gewaltprävention - Unterstützung für den 
Workshop der nordi-
schen und baltischen 
Länder über die Präven-
tion von häuslicher Ge-
walt 

Rat der Ost-   - Zusammenarbeit ge-
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

seestaaten plant 
Asiatische Ent-
wicklungsbank 

Fach- und Länderebene - Gesundheit von 
Mutter und Kind 

- Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Klimawandel und 
Gesundheit 

- Vereinbarung auf natio-
naler Ebene 

- Jährlicher Kooperati-
onsplan auf Länderebe-
ne 

- Koordationstagungen 
- Anträge auf Projektgel-

der 
- Informationsaustausch 

zum Thema Klimawan-
del 

Schanghaier 
Organisation 
für Zusam-
menarbeit 
(SCO) 

 - Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Anträge auf Projektgel-
der 

G-20 Hohe Ebene - Überzeugungsarbeit 
auf hoher Ebene zu 
relevanten Sachthe-
men 

 

Vereinte Nationen 
Kinderhilfs-
werk der Ver-
einten Natio-
nen (UNICEF) 

Regionalbüro für Mittel- 
und Osteuropa und die 
Gemeinschaft unabhän-
giger Staaten (GUS) 

Fachebene 
 
Mitarbeiter und Mitglie-
der der Interinstitutionel-
len Arbeitsgruppe für die 
Gesundheit junger Men-
schen (IAG) 

- Humanitäre Hilfe 
- Strategien für In-

formation, Publika-
tionen und Überzeu-
gungsarbeit 

- Prävention und Be-
kämpfung impfprä-
ventabler Krankhei-
ten 

- Immunisierung und 
gesunde Entwick-
lung von Kindern 

- Gesundheit von 
Müttern, Kindern 
und Jugendlichen 

- Stillen und Ernäh-
rung von Säuglingen 

- Kinder mit geistigen 
Behinderungen 

- Verletzungs- und 
Gewaltprävention, 
einschließlich Stra-
ßenverkehrsunfälle 

- Gemeinsame Missio-
nen/Schulungen/Medien
veranstaltungen 

- Koordationstagungen 
- Gemeinsame Berichter-

stattung über Impfmaß-
nahmen 

- Interinstitutionelle Ar-
beitsgruppe der Verein-
ten Nationen für die Ge-
sundheit junger Men-
schen (IAG) 

- Gemeinsame regionale 
Arbeitsgruppe der 
GAVI-Allianz 

- Rechte und Schutz von 
Kindern 

- Junge Menschen und 
HIV/Aids 

Gemeinsames 
Programm der 
Vereinten Na-
tionen für 
HIV/Aids 
(UNAIDS) 

Zusammenarbeit auf 
allen Ebenen der Organi-
sation 

- Empfehlungen zur 
Prävention und Be-
kämpfung von 
HIV/Aids 

- Statistiken zu 
HIV/Aids 

- Reproduktionsge-
sundheit und Ge-
sundheit von Mutter 
und Kind 

- Gemeinsame Veröffent-
lichungen 

- Hochrangiger Dialog 
- Zusammenarbeit auf 

Programmebene 
- Erklärungen 

Entwicklungs- Ländervertreter des - Millenniums- - Koordinationsforen der 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

programm der 
Vereinten Na-
tionen (UNDP) 

UNDP, Regionalzentrum 
für Europa und die GUS 

Entwicklungsziele 
der Vereinten Natio-
nen 

- Interinstitutionelle 
Notfallplanung 

- Statistiken über Ge-
sundheit und Ent-
wicklung 

- Prävention und Be-
kämpfung impfprä-
ventabler Krankhei-
ten 

- Bekämpfung der 
Malaria-, Tuberku-
lose- und HIV/Aids-
Epidemien 

- Regulierung der 
Wasserwirtschaft 

- Abfallwirtschaft 
- Klimawandel und 

Gesundheit 

Vereinten Nationen in 
den Ländern 

- Gemeinsame Veröffent-
lichungen 

- Sitzung und Vorschläge 
des Projektgeldaus-
schusses 

- Cluster-Konzept 
- Gemeinsame Missionen 

und Länderprojekte 
- Fachliche Hilfe für den 

Globalen Fonds zur Be-
kämpfung von Aids, 
Tuberkulose und Mala-
ria (GFATM) auf Län-
derebene 

- Gemeinsame Missionen 
und Aktionen 

Bevölkerungs-
fonds der Ver-
einten Natio-
nen (UNFPA) 

Regionale und nationale 
Ebene 

- Entre nous – Das 
europäische Fach-
journal für sexuelle 
und reproduktive 
Gesundheit 

- Menschenrechte: 
Zugang junger Men-
schen zur Gesund-
heitsversorgung 

- Sensibilisierung 
junger Menschen für 
sexuelle und repro-
duktive Gesundheit 
und HIV/Aids 

- Angebote im Be-
reich reproduktive 
Gesundheit 

- Sichere Mutterschaft 
Schwangerschafts-
fürsorge und Not-
versorgung bei der 
Geburtshilfe 

- Mortalität und Mor-
bidität von Müttern 

- Gemeinsame Program-
me/Projekte/Publikation
en 

- Gemeinsame 
Workshops und Koor-
dinationstreffen 

- Gemeinsame Missio-
nen/Aktionen/Überprüf
ungen 

- Berichte und Informati-
onsaustausch 

- Jugendfreundliche Ge-
sundheitszentren auf na-
tionaler Ebene 

- Konzeptionelle Über-
prüfung 

Büro der Ver-
einten Natio-
nen für Dro-
gen- und 
Verbrechens-
bekämpfung 
(UNODC) 

Fachliche Zusammenar-
beit auf regionaler und 
nationaler Ebene 

- Gesundheit im Straf-
vollzug 

- Schadensminderung 
- Gewaltprävention 

- Gemeinsame Program-
me/Projekte 

- Datenaustausch 

Wirtschafts-
kommission 
der Vereinten 
Nationen für 

Fachliche Zusammenar-
beit auf regionaler Ebene 

- Grenzüberschreiten-
de Luftverschmut-
zung 

- Paneuropäisches 

- Gemeinsame Program-
me/Projekte 

- Vereinbarung 
- Erklärung von Parma 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

Europa 
(UNECE) 

Programm für Ver-
kehr, Gesundheit 
und Umwelt (THE 
PEP) 

- Protokoll über Was-
ser und Gesundheit 

- Gesundheitsstatisti-
ken/Harmonisierung 
und Austausch von 
Daten 

- Gemeinsame Verwal-
tung von Projekten, Pro-
grammen und Protokol-
len 

Umweltpro-
gramm der 
Vereinten Na-
tionen (UNEP) 

 - Gesundheitsbezoge-
ne Aspekte des 
Übereinkommens 
zum Schutz der 
Meeresumwelt und 
der Küstenregion 
des Mittelmeers 

- Klimawandel und 
Gesundheit 

- Gemeinsame Projekte 
und Publikationen 

- Gemeinsame Experten-
teams 

- Erklärung von Parma 

Amt des Ho-
hen Flücht-
lingskommis-
sars der Ver-
einten Natio-
nen (UNHCR) 

 - Gesundheit von 
Flüchtlingen 

- Besuche/Besprechungen 
- Gemeinsame Missionen 

und Untersuchungen 

Ernährungs- 
und Landwirt-
schaftsorgani-
sation der 
Vereinten Na-
tionen (FAO) 

 - Codex Alimentarius 
- Lebensmittelsicher-

heit 

- Dialog auf höherer Be-
amtenebene 

Internationale 
Arbeitsorgani-
sation (IAO) 

 - Arbeitssicherheit auf 
regionaler und nati-
onaler Ebene 

- Gemeinsame Umset-
zung von Übereinkom-
men der IAO und Reso-
lutionen der Weltge-
sundheitsversammlung 
zur Gesundheit von Ar-
beitnehmern 

- Teilnahme an Tagungen 
- Entwicklung gemein-

samer nationaler Profile 
im Bereich Arbeitssi-
cherheit 

Internationale 
Atomenergie-
Organisation 
(IAEO) 

 - Aktionsprogramm 
für Krebstherapie 

 

Stiftung für 
die Vereinten 
Nationen 

Europäische Region - Prävention und Be-
kämpfung impfprä-
ventabler Krankhei-
ten 

- Bewilligung von Pro-
jektgeldern 

- Gemeinsame Überzeu-
gungsarbeit 

Welternäh-
rungsprogram
m (WFP) 

Fachebene - Lebensmittelsicher-
heit und Ernäh-
rungskontrolle 

 

Öffentlich-private Partnerschaften/Globale Gesundheitspartnerschaften  
GAVI-Allianz Sekretariat und Fachper- - Impfpräventable - Fachliche Unterstützung 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

sonal der GAVI-Allianz Krankheiten 
- Gesundheitssysteme 

für die Länder bei der 
Vorbereitung von An-
trägen auf Projektgelder 
sowie bei der Projekt-
umsetzung und Evalua-
tion 

- Unterstützung für mehr-
jährige Planung 

- Kontakte mit GAVI-
Allianz und fachliche 
Beratung 

- Gemeinsame regionale 
Arbeitsgruppe der 
GAVI-Allianz mit 
UNICEF und Weltbank 

Globaler 
Fonds zur Be-
kämpfung von 
Aids, Tuber-
kulose und 
Malaria 
(GFATM) 

Sekretariat des Globalen 
Fonds 

- Aids, Tuberkulose 
und Malaria 

- Gesundheitssysteme 
- Sicherheit von Blut-

produkten 

- Fachliche Unterstützung 
für die Länder bei der 
Vorbereitung von An-
trägen auf Projektgelder 
sowie bei der Projekt-
umsetzung und Evalua-
tion 

- Fachlicher Austausch 
und fachliche Beratung  

UNITAID Sekretariat - Medikamente gegen 
Aids, Tuberkulose 
und Malaria 

 

Internationale 
Gesundheits-
partnerschaft 
(IHP+) 

Gemeinsames Sekretariat 
von WHO-Hauptbüro 
und Weltbank für die 
IHP 

- Abstimmung zwi-
schen Gebern 

- Gemeinsames Sekreta-
riat, von WHO-
Hauptbüro und Welt-
bank gestellt 

Internationale 
Entwicklungs-
organisation 

 - Vogelgrippe  

Bilaterale Organisationen 
Internationale 
Entwicklungs-
behörde der 
Vereinigten 
Staaten 
(USAID)/Büro 
der Vereinig-
ten Staaten für 
internationale 
Katastrophen-
hilfe (OFDA) 

Regional - Eradikation der Po-
liomyelitis – Sur-
veillance und Kon-
trolle 

- Tuberkulose-/HIV-
Infektion 

- Vogelgrippe 
- Katastrophenhilfe 

und Wiederaufbau 

- Bewilligung von Pro-
jektgeldern 

- Abstimmung vor Ort 
- Gemeinsames Tuberku-

loseprogramm auf Län-
derebene 

- Koordationstagungen 
- Informationsaustausch 

Centers for 
Disease Pre-
vention and 
Control (CDC) 

Regional - Immunisierung, 
Surveillance 

- HIV/Aids 
- Klimawandel und 

Gesundheit 
- Vogelgrippe 

- Bewilligung von Pro-
jektgeldern 

- Gemeinsame Missio-
nen, Schulungen und 
Entwicklung von fachli-
chen Konzepten und 
Leitlinien 

- Gemeinsame Fachaus-
schüsse 

- Stärkung der Influenza-
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

Surveillance, ein-
schließlich des Labor-
netzwerks und der 
Grenzübergangsstellen 
auf Länderebene  

Schwedische 
Agentur für 
Internationale 
Entwicklungs-
zusammenar-
beit (Sida) 

Regional 
Tadschikistan 

- Fachliche Unterstüt-
zung für den 
GFATM 

- Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Gesundheitsstrategie 
- Gesundheitsrefor-

men auf Länderebe-
ne 

- Anträge auf Projektgel-
der 

- Gemeinsame Aktionen 
auf Länderebene 

Deutsche Ge-
sellschaft für 
Technische 
Zusammenar-
beit 
(GTZ)/KfW 

Regional - Wissenszentren 
- Eintreten für eine 

aktive Impfpolitik 
- Kapazitätsaufbau 

und Bekämpfung der 
Tuberkulose auf 
Länderebene 

- Verbesserung der 
Versorgung im 
Krankenhaus 

- Sichere Mutter-
schaft, Gesundheits-
versorgung von 
Müttern 

- Akkreditierung von 
Gesundheitseinrich-
tungen und Zertifi-
zierung von Ge-
sundheitspersonal  

- Koordinationstagungen 
- Anträge auf Projektgel-

der 
- Jährlicher Kooperati-

onsplan auf Länderebe-
ne 

- Gemeinsame Prioritä-
tensetzung 

- Anwendung der Leitli-
nien der WHO 

Norwegische 
Agentur für 
Entwicklungs-
zusammenar-
beit (Norad) 

Regional - Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Ministerium 
für internatio-
nale Entwick-
lung des Ver-
einigten Kö-
nigreichs 
(DFID) 

Regional - Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Kanadische 
Agentur für 
internationale 
Entwicklungs-
zusammenar-
beit (CIDA) 

Regional - Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Schweizer Di-
rektion für 
Entwicklung 
und Zusam-
menarbeit 

 - Notfallmedizin 
- Gesundheitsrefor-

men auf Länderebe-
ne 

- Schulungsmaßnahmen 
auf Länderebene 

- Gemeinsame Aktionen 
und Informationsaus-
tausch 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

(DEZA) 
Dänische Or-
ganisation für 
internationale 
Entwicklungs-
hilfe (Danida) 

Regional - Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Umweltbun-
desamt (UBA) 

 - Kleinere Wasserver-
sorgungsprojekte 

- Lärmbelastung und 
Gesundheit 

- Umsetzung von Proto-
kollen 

- Wissensgrundlage über 
die Folgen von Umge-
bungslärm für Herz und 
Kreislauf 

Nichtstaatliche Partner 
Aga Khan 
Foundation 

Regional - Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Internationale 
Föderation der 
Rotkreuz- und 
Rothalbmond-
gesellschaften 
(IFRC) 

Eurozone-Büro in Buda-
pest; 
Hauptbüro in Genf 
Länderebene 

- Soziale Determinan-
ten von Gesundheit 

- Notlagen 
- Immunisierung 
- Tuberkulose 
- Sicherheit von Blut-

produkten 

- Vereinbarungen auf 
globaler und regionaler 
Ebene 

- Bedeutung freiwilliger 
Anstrengungen zur Un-
terstützung nationaler 
Impfkampagnen 

- Soziale Mobilisierung 
Internationales 
Komitee vom 
Roten Kreuz 
(IKRK) 

Regional - Gesundheit im Straf-
vollzug 

- IKRK Mitglied in der 
Steuerungsgruppe der 
WHO für Gesundheit 
im Strafvollzug 

Rotary Inter-
national 

 - Poliomyelitis - Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

Open Society 
Institute 
(OSI)/Soros 
Foundations 
Network 

 - Intravenöser Dro-
genkonsum und 
Haftanstalten in der 
Russischen Födera-
tion 

 

Bill-und-
Melinda-
Gates-Stiftung 

Über WHO-Hauptbüro, 
regional 

- Übertragbare Krank-
heiten 

- Arzneimittelresis-
tenz 

- Qualität und Sicher-
heit des Impfwesens 

- Projektgelder für Mitar-
beiter 

- Studie zur Arzneimittel-
resistenz auf Länder-
ebene 

Aids-Stiftung 
Ost-West 

 - HIV/Aids 
- Schadensminderung 
- Gesundheit im Straf-

vollzug 

- Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

- Beteiligung an der Ge-
meinsamen Steuerungs-
gruppe der WHO für 
Gesundheit im Straf-
vollzug 

Südosteuropä-
isches Ge-
sundheits-
netzwerk 

 - Übertragbare Krank-
heiten 

- Psychische Gesund-
heit 

- Nichtübertragbare 
Krankheiten 

- Sicherheit von Blut-
produkten 

- Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

- Sekretariat der Netz-
werks bis 2009 beim 
Europarat und WHO-
Regionalbüro für Euro-
pa angesiedelt 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

- Öffentliches Ge-
sundheitswesen 

Südosteuropä-
isches Netz-
werk für Ar-
beitnehmerge-
sundheit 

 - Gesundheit am Ar-
beitsplatz 

- Kapazitätsaufbau für 
grundlegende arbeits-
medizinische Dienste 

- Entwicklung nationaler 
Strategien und Aktions-
pläne 

Europäisches 
Forum der 
nationalen 
Pflege- und 
Hebammen-
verbände und 
der WHO 

Regional - Pflegewesen 
- Immunisierung 

- Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

International 
Centre for Pri-
son Studies 

 - Gesundheit im Straf-
vollzug 

- Zusammenarbeit bei 
Erstellung von Doku-
menten 

- Beteiligung an der Ge-
meinsamen Steuerungs-
gruppe der WHO für 
Gesundheit im Straf-
vollzug 

KNCV-
Tuberkulose-
Stiftung 

 - Tuberkulose 
- Gesundheit im Straf-

vollzug 

- Zusammenarbeit bei 
Erstellung von Doku-
menten und Projekten 
und auf Tagungen 

- Mitglied in der Steue-
rungsgruppe der WHO 
für Gesundheit im 
Strafvollzug 

Sainsbury 
Centre for 
Mental Health 

 - Gesundheit im Straf-
vollzug 

- Zusammenarbeit bei 
Erstellung von Doku-
menten und Projekten 
und auf Tagungen 

- Mitglied in der Steue-
rungsgruppe der WHO 
für Gesundheit im 
Strafvollzug 

Lumos  - Psychische Gesund-
heit 

- Koordination eines 
Netzwerks nichtstaatli-
cher Organisationen im 
Auftrag der WHO 

Mental Health 
Foundation 

 - Psychische Gesund-
heit 

- Partner und Mitgründer 

Europäische 
Föderation von 
Organisatio-
nen der Ange-
hörigen psy-
chisch Kran-
ker (EUFAMI) 

 - Psychische Gesund-
heit 

- Mitorganisator der Kon-
ferenz und starker Part-
ner in Projektgruppen 

European Fo-
rum for Pri-
mary Care 
(EFPC) 

Sekretariat - Primäre Gesund-
heitsversorgung 

- Jahreskonferenz 
- Diskussionspapier und 

Expertengruppen 
- WHO in der Experten- 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

bzw. Gutachterrolle  
Europäisches 
Netzwerk des 
Internationa-
len Verbands 
für Familien-
planung 
(IPPF) 

 - Reproduktive Ge-
sundheit 

- Gesundheit von Ju-
gendlichen 

- Gleichstellungsfra-
gen 

- Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

- Gemeinsame Tagungen 

World Vision   - Gesundheit von 
Mutter und Kind 

- Gemeinsame Tagungen 
und Abstimmung auf 
Länderebene 

Care Interna-
tional 

 - Gesundheit von 
Mutter und Kind 

- Gemeinsame Tagungen 
und Abstimmung auf 
Länderebene 

Europäische 
Gesellschaft 
für Verhütung 
und reproduk-
tive Gesund-
heit (ESC) 

 - Reproduktive Ge-
sundheit 

- Gesundheit von Ju-
gendlichen 

- Gleichstellungsfra-
gen 

- Gemeinsame Tagungen 
- Gemeinsame Veröffent-

lichungen 

Europäische 
Föderation für 
Sexologie 
(EFS) 

 - Sexuelle und repro-
duktive Gesundheit 

- Gemeinsame Aktionen 
- Kompetenzbildung 

American 
Austrian 
Foundation 
(AAF) 

Über das WHO-
Hauptbüro 

- Verletzungs- und 
Gewaltprävention 

- Ausrichtung von Schu-
lungen 

- Kompetenzbildung 

Bloomberg 
Philanthropies 

Über das WHO-
Hauptbüro 

- Sicherheit im Stra-
ßenverkehr 

- Tabakkonsum 

- Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

Europäische 
Allianz für 
öffentliche Ge-
sundheit 
(EPHA) 

Regional - Immunisierung - Eintreten für eine aktive 
Impfpolitik 

- Monatlicher Nachrich-
tenbrief 

March of Di-
mes 

Regional - Eliminierung der 
Röteln 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Rostropovich-
Vishnevskaya 
Foundation 

Subregional (Gemein-
schaft unabhängiger 
Staaten) 
 

- Prävention und Be-
kämpfung impfprä-
ventabler Krankhei-
ten 

- Eintreten für eine 
aktive Impfpolitik 

- Unterstützung nationa-
ler Impfprogramme 

- Anträge auf Projektgel-
der 

Health and 
Environment 
Alliance 
(HEAL) 

 - Umwelt und Ge-
sundheit 

- Klimawandel und 
Gesundheit 

- Gemeinsame Projekte 
und Publikationen im 
Bereich Umwelt und 
Gesundheit 

- Sensibilisierung 
Weltverband 
für medizini-
sche Ausbil-
dung<(WFME
) 

Regional - Gesundheitspersonal 
- Medizinische Aus-

bildung 

- Gemeinsame Projekte, 
Überzeugungsarbeit 

Realizing 
Rights/Global 

Regional - Gesundheitspersonal 
- Rechte von Gesund-

- Überzeugungsarbeit, 
gemeinsame Tagungen 
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Partner-
organisation 

Wichtigste Anlaufstelle/ 
Kooperationsebene in 

der Partnerorganisation 

Hauptgebiete der  
Zusammenarbeit 

Mechanismen der  
Zusammenarbeit 

Health Deve-
lopment pro-
gram 

heitsfachkräften 
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ANHANG 2: EUROPÄISCHE KOMMISSION UND WHO-REGIONALBÜRO 

FÜR EUROPA: EINE GEMEINSAME SICHT FÜR GEMEINSAMES HANDELN 

Entwurf (Stand: 7. Mai 2010) 
 

Einführung 

Die Entwicklungen in den vergangenen Jahren haben die Bedeutung einer internationalen Zu-
sammenarbeit für die öffentliche Gesundheit verdeutlicht. Die Globalisierung hat nicht nur eine 
Zunahme im Austausch von Personen, Waren, Dienstleistungen und Informationen bewirkt, 
sondern auch zu einer Zunahme der damit verbundenen Gesundheitsrisiken und ungesunden 
Lebensgewohnheiten geführt. All dies hat uns - zusammen mit den Folgen der Rezession - die 
Notwendigkeit internationalen Handelns vor Augen geführt. Die Europäische Kommission und 
das regionale Organ der Weltgesundheitsorganisation sind starke Akteure im Bereich der globa-
len Gesundheitspolitik. Deshalb beinhaltet die Zusammenarbeit zwischen diesen beiden Prota-
gonisten die Chance zu einer wirksameren und effizienteren Gesundheitsförderung und -
versorgung für Millionen von Menschen. Der Zweck dieses Visionspapiers besteht darin, den 
Rahmen für die zukünftige Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Kommission und dem 
WHO-Regionalbüro für Europa im Hinblick auf eine effizientere und effektivere Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit abzustecken. 
 
Die Zusammenarbeit zwischen Kommission und WHO wird durch einen Briefwechsel vom 14. 
Dezember 2001 geregelt. Dieser Briefwechsel stärkte den bestehenden Rahmen und die Einrich-
tungen für die Zusammenarbeit zwischen WHO und Kommission und umriss die Ziele, Prioritä-
ten und Kooperationsbereiche sowie die Verfahren, Maßnahmen und praktischen Vorkehrungen 
für ihre Umsetzung. Seitdem haben WHO und Kommission mit wechselndem Erfolg operative 
Arbeitsvereinbarungen zwischen den Büros der WHO und der Kommission auf globaler, regio-
naler und nationaler Ebene geschlossen. 
 
Auch auf der Ebene der Europäischen Region können das WHO-Regionalbüro für Europa und 
die Europäische Kommission auf eine langjährige, enge Zusammenarbeit zurückblicken, die 
allerdings bisher nicht über formelle Strukturen verfügt, so dass über die operativen Modalitäten 
der Zusammenarbeit bisher in regelmäßig stattfindenden Treffen hoher Beamter entschieden 
wurde. Darüber hinaus basiert diese umfassende Zusammenarbeit auf Projekten und Initiativen 
anstatt auf einer übergeordneten strategischen Vision. 
 
Zu Beginn der Amtszeit der neuen Kommission und der neuen Regionaldirektorin beim WHO-
Regionalbüro für Europa bietet sich nun eine günstige Gelegenheit, die Beziehungen zwischen 
den beiden Organisationen in eine neue Phase zu überführen, in der die bisherige Zusammenar-
beit für die Dauer dieser Amtszeiten auf eine strategische Ebene gehoben wird. Mit der neuen 
Vision wird das Ziel verfolgt, eine stärker strategisch ausgerichtete Partnerschaft einzuläuten, 
die bereits jetzt stark und ergiebig ist, aber einer weiteren Stärkung bedarf, um weitere gesund-
heitliche Zugewinne für alle 53 Länder und alle Menschen in der Europäischen Region der 
WHO zu sichern. 
 
Der Zeitpunkt ist auch angesichts des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon gut gewählt. Wir 
sind zuversichtlich, dass eine gestärkte Europäische Union mit ihrer eigenen Rechtspersönlich-
keit und einer gestärkten Vertretung nach außen zu einer weiteren Intensivierung der Zusam-
menarbeit zwischen unseren Organisationen beitragen wird. 
 
Die Europäische Kommission und die WHO haben dieselben Wertvorstellungen und Hand-
lungsgrundsätze. Wir haben gemeinsame Ziele. Wir haben in zahlreichen Ländern in einem 
breiten Spektrum von Politikbereichen bei einer Vielzahl von Sachthemen zusammengearbeitet. 
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Doch aus den Herausforderungen für die Europäische Region ergibt sich die eindeutige Not-
wendigkeit, unsere Aktionen zu intensivieren und Komplementarität und Synergieeffekte wei-
terzuentwickeln, damit unser Handeln allen Menschen in der Europäischen Region zugute 
kommt. So müssen wir konkret darauf hinarbeiten, eine schnellstmögliche Verbreitung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse, Daten und Informationen zu erreichen und so Bewertungen und Ver-
gleiche zu ermöglichen, die für politische Entscheidungsprozesse herangezogen werden können. 
Ferner müssen wir es anstreben, Beratung und fachliche Hilfe anzubieten und Kapazitäten auf-
zubauen und je nach Bedarf die Maßnahmen der Mitgliedstaaten der WHO in der Europäischen 
Region zu unterstützen, zu ergänzen und zu koordinieren, und gleichzeitig zum Bau von Brü-
cken von der lokalen und nationalen zur europäischen und globalen Ebene beitragen. 
 
Dazu werden wir unseren Grundsatzdialog, unsere fachliche Zusammenarbeit in Gesundheits-
fragen und unsere gemeinsame Arbeit auf Länderebene fortsetzen und weiter ausbauen. In der 
Erkenntnis, das gesundheitliche Aspekte in allen Politikbereichen berücksichtigt werden müs-
sen, werden wir über die traditionellen Ressortgrenzen hinweg in Partnerschaften mit allen Poli-
tikbereichen und Interessengruppen zusammenarbeiten. 
 

Zentrale Herausforderungen und Sachfragen 

Gesundheit ist ein grundlegendes Gut, das für das Wohlbefinden der Menschen in Europa von 
zentraler Bedeutung ist. Sie ist aber auch ein Schlüsselsektor für die Volkswirtschaften in der 
Europäischen Region, auf den insgesamt ca. 10% ihres Bruttoinlandsproduktes und auch ca. 
10% ihrer Beschäftigten entfallen. Gesundheit ist eine treibende Kraft für mehr Innovation. 
Doch die Länder in allen Teilen der Europäischen Region stehen vor schwerwiegenden Heraus-
forderungen, die Auswirkungen auf die Gesundheitssituation haben, etwa die Folgen der Globa-
lisierung, die kurz- und langfristigen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf unsere Gesund-
heitssysteme, die demografischen und soziologischen Veränderungen und die rapide technologi-
sche Entwicklung. Auch wenn Fachwissen, Evidenz und Erfahrung im Bereich Gesundheit, Be-
völkerungsgesundheit und Gesundheitssysteme reichlich vorhanden sind, so geht ihre Umset-
zung in die Praxis doch nach wie vor langsam und uneinheitlich voran.  
 
Herausforderungen ergeben sich auch aus der Art unserer Zusammenarbeit. Ein Überblick über 
unsere bisherige Zusammenarbeit zeigt ein beträchtliches Maß an positivem Zusammenwirken 
in Bereichen wie der Europäischen Anti-Tabak-Strategie, der Europäischen Charta zur Bekämp-
fung der Adipositas oder bei den Anstrengungen im Bereich Umwelt und Gesundheit. Weiterhin 
werden zusammen mit dem Europäischen Observatorium für Gesundheitssysteme und Gesund-
heitspolitik eine Reihe von Initiativen durchgeführt, die sich auf eine gemeinsame Datenerhe-
bung sowie eine Reihe weiterer Themen erstrecken. 
 
Dennoch besteht vor allem im Hinblick auf unsere Zusammenarbeit auf Länderebene ein ein-
deutiger Handlungsbedarf in quantitativer wie qualitativer Hinsicht. Gleichzeitig kommt es in 
vielen Bereichen zu Überschneidungen und Doppelarbeit, etwa beim Daten- und Informations-
austausch und bei Maßnahmen zu zentralen Gesundheitsfragen.  
 
Durch unsere strategische Partnerschaft und Vision in einer Reihe von Flaggschiffbereichen 
müssen die Komplementarität erhöht und neue Synergieeffekte erschlossen werden. Wir haben 
bereits eine Reihe von Schlüsselbereichen benannt, in denen eine erweiterte Zusammenarbeit 
den Bürgern und Ländern in der Region konkrete Vorteile bringen kann. 
 

Innovation und Gesundheit 

Gesundheit ist ein Politikbereich, der für Innovation offen ist. Er bietet kontinuierlich die Chan-
ce, wissenschaftliche Fortschritte in konkreten Nutzen für die Bürger und in Effizienzgewinne 
für die Gesundheitssysteme allgemein umzumünzen. Eine Zusammenarbeit in diesem Bereich 
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der Gesundheitspolitik auf europäischer Ebene würde einen beträchtlichen Mehrwert in Bezug 
auf Innovation bedeuten und uns in die Lage versetzen, von konkreten Beispielen in anderen 
Teilen Europas zu lernen. Sie stünde auch im Einklang mit der Vision, die in der Mitteilung der 
Kommission mit dem Titel Europa 2020: Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und in-
tegratives Wachstum skizziert wird. 
 
Es sollte darauf hingewiesen werden, dass Innovationen in einem Teil der Europäischen Region 
anderswo nicht so schnell und umfassend übernommen werden, wie dies möglich oder wün-
schenswert wäre. In diesem Zusammenhang benötigen die Länder mehr praktische Unterstüt-
zung beim Wissensaustausch in Gesundheitsfragen auf regionaler Ebene. Die Europäische 
Kommission und das WHO-Regionalbüro für Europa werden gemeinsam darauf hinarbeiten, 
die Unterstützung für die Länder wie auch deren Zusammenarbeit bei der Bestimmung, Evalua-
tion und Anwendung von bewährten Praktiken und Innovationen zu verbessern. In Überein-
stimmung mit der EU-Strategie Europa 2020 sollen vor allem Bereiche im Mittelpunkt stehen, 
in denen ein besonderer Mehrwert erzielt werden kann, z. B. eGesundheit, Pandemievorsorge, 
Bekämpfung des Tabakkonsums und Forschungskooperationen. Wir werden auch die wissen-
schaftliche Forschung in der Europäischen Region dafür mobilisieren, gemeinsam die zentralen 
Forschungsprioritäten festzulegen, zu fördern und für sie zu werben - mit dem Ziel, die Spitzen-
position der Europäischen Region in der Forschung zur Stärkung der Gesundheitsentwicklung 
zu erhalten. 
 

Gesundheitssicherheit 

Die Europäische Kommission und das WHO-Regionalbüro für Europa werden mit vereinten 
Kräften schrittweise die Entwicklung eines einheitlichen und effizienten Surveillance- und 
Warnsystems vorantreiben, in dem dieselben Falldefinitionen, Datenerhebungs- und -
analysemethoden und Qualitätssicherungsverfahren verwendet werden. Um eine zügige und 
effiziente Reaktion in der gesamten Region zu ermöglichen, werden wir gemeinsam die Länder 
zur Mitarbeit an den Informationsforen, die sich speziell mit ausgewerteten epidemiologischen 
Informationen und Gegenmaßnahmen befassen, ermutigen und darin unterstützen. Wir werden 
alle Länder der Europäischen Region beim Ausbau ihrer Vorsorge- und Reaktionskapazitäten 
unterstützen. Die Europäische Kommission und das Europäische Zentrum für die Prävention 
und die Kontrolle von Krankheiten werden zusammen mit dem WHO-Regionalbüro für Europa 
den Ländern der Europäischen Region bei der Bewertung und Verbesserung ihrer Reaktionssys-
teme sowie bei ihren Meldungen zu größeren gesundheitlichen Ereignissen behilflich sein. Die 
Gefahr von antimikrobiellen Resistenzen und vor allem von Multiresistenzen macht eine Ver-
stärkung und bessere Abstimmung der Anstrengungen in der gesamten Europäischen Region 
und darüber hinaus notwendig. 
 

Modernisierung und Verzahnung des öffentlichen Gesundheitsinformations-
systems 

Bei den gesundheitspolitischen Entscheidungsprozessen in der Europäischen Region spielen 
Information und Evidenz eine Schlüsselrolle. Ländervergleiche ergänzen die Anstrengungen 
eines Landes um eine einzigartige Dimension und haben sich bei der Bestimmung von Hand-
lungsfeldern für die Gesundheitspolitik auf nationaler Ebene wie auch in der Europäischen Re-
gion insgesamt als sehr wirksam erwiesen. Dies erfordert gemeinsame Bemühungen zur Erstel-
lung einer gemeinsamen Informations- und Evidenzgrundlage, mit der die Effizienz und Effek-
tivität unserer Arbeit gleichermaßen gewährleistet werden. 
 
Die Nutzer von Gesundheitsinformationen erwarten, dass die Antworten auf ihre Fragen über 
Gesundheit auf der Ebene der Region unabhängig von der Quelle in sich stimmig sind. Unter-
schiedliche Antworten auf dieselbe Frage schaden der Glaubwürdigkeit der Kommission wie 
auch der WHO. Durch die partnerschaftliche Zusammenarbeit bei der gemeinsamen Sammlung 
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und Bereitstellung von Informationen verringert sich auch die Belastung für die Länder und 
wird eine optimale Nutzung begrenzter Ressourcen ermöglicht. Wir werden deshalb unsere Zu-
sammenarbeit mit dem Ziel eines einheitlichen, integrierten Informationssystems für Gesundheit 
in der Europäischen Region intensivieren. Diese kann auf der bisherigen Zusammenarbeit auf-
bauen und einen verstärkten Rückgriff auf gemeinsame Datenerfassung, gemeinsame Analyse 
von Gesundheitsfragen sowie die Gewinnung und Verbreitung von Fachwissen im Dienste der 
Gesundheitspolitik beinhalten. 
 

Investitionen in die Gesundheit 

Alle Länder in der Europäischen Region sind, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, von der 
gegenwärtigen Wirtschaftskrise betroffen, die schwerwiegende und langfristige Auswirkungen 
auf die öffentlichen Finanzen und damit auf die Fähigkeit der Länder zur Finanzierung ihrer 
Gesundheitspolitik haben wird. 
 
Die Wirtschaftskrise hat sich in den europäischen Volkswirtschaften stärker auf die Wachstums-
raten ausgewirkt als anderswo, und die Gesundheitsetats stehen deshalb unter erhöhter Beobach-
tung und entsprechendem Druck. So gilt es heute mehr denn je, im Gesundheitsbereich mehr 
Kosteneffizienz anzustreben. Unter den gegenwärtigen Bedingungen, unter denen keine reelle 
Erhöhung der Ausgaben für Gesundheit erwartet werden kann, ist es unverzichtbar, Informatio-
nen über die kosteneffizientesten Verfahren und Technologien, aber auch über veraltete Verfah-
ren zu gewinnen, zu bewerten und zu verbreiten und so den Regierungen bei der Anpassung 
ihrer Mittelzuweisung sowie der Organisation und Praxis der Gesundheitsversorgung (ein-
schließlich Diagnose und Behandlung) behilflich zu sein. 
 
Wir werden daher die Länder darin unterstützen, die verfügbaren Ressourcen möglichst effizient 
zu nutzen und dabei die einschlägigen Erkenntnisse und bewährten Praktiken für den sparsamen 
Umgang mit Gesundheitsetats, die Maximierung der gesundheitlichen Ergebnisse gesundheits-
bezogener und anderer Investitionen und die Kanalisierung der öffentlichen Ausgaben hin zu 
den wirksamsten und effizientesten Interventionen zu verbreiten. So möchten wir nicht nur den 
Schutz der Gesundheit sicherstellen, sondern auch dafür sorgen, dass die Bürger und die 
Volkswirtschaften vorbereitet und imstande sind, den wirtschaftlichen Aufschwung zu nutzen, 
wenn er eintritt. 
 

Ungleichheiten im Gesundheitsbereich 

Gesundheitliche Ungleichheiten bestehen sowohl zwischen den Ländern der Europäischen Re-
gion als auch innerhalb der Länder. Die Besorgnis über mögliche negative Auswirkungen auf 
wirtschaftliche Entwicklung und sozialen Zusammenhalt ist ernst zu nehmen. Wir werden uns 
einen besseren Überblick über Ungleichheiten im Gesundheitsbereich verschaffen (u. a. durch 
mehr aufgeschlüsselte Daten), indem wir eine aktive Sensibilisierung betreiben, den Informati-
ons- und Wissensaustausch zwischen den Ländern der Region fördern und unterstützen, vorbild-
liche Praktiken benennen und propagieren und die Entwicklung maßgeschneiderter Konzepte 
für bestimmte Sachthemen erleichtern, die in den Ländern von Bedeutung sind. Wir werden 
auch die Fortschritte bei der Anwendung solcher Konzepte beobachten und bewerten. 
 

Eine bessere Zukunft für unsere Kinder 

Wir möchten die Diskussion über gesunde Lebensweise auch in die Schulen tragen. Denn es ist 
grundlegend wichtig, unsere Kinder optimal darauf vorzubereiten, dass sie ihre Gesundheit 
schützen und Risiken vermeiden. Wir werden mit den verschiedenen Politikbereichen gemein-
sam aktiv auf eine Verbesserung der gegenwärtigen wie auch künftigen Gesundheitssituation in 
der Europäischen Region hinarbeiten und mit konkreten Bereichen wie Tabak, Alkohol und 
Adipositas beginnen, diese aber auch mit inhaltlich verwandten Bereichen verknüpfen. Insbe-
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sondere werden wir im Bildungswesen spürbare Fortschritte in Schulen und anderen Einrich-
tungen für Kinder und Jugendliche anstreben, um den Schutz der Gesundheit von Europas Ju-
gend zu gewährleisten. 
 

Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb der Länder 

Wir sehen in der Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den EU-Delegationen in Drittstaa-
ten und den dortigen Länderbüros der WHO ein erhebliches Potenzial und Chancen auf Syner-
gieeffekte. Eine solche Zusammenarbeit kann in vielerlei Form erfolgen, u. a. durch einen 
Grundsatzdialog mit den betreffenden Ländern, in dem wir durch gemeinsame Überzeugungs-
arbeit bei gemeinsamen Prioritäten, einen wirksameren Informationsaustausch in der Prioritä-
tensetzung und bei der Abstimmung zwischen den Geldgebern, einen Austausch von Gesund-
heitsbewertungen und die Feststellung von Kapazitäten und Schulungsbedarf bessere Ergebnis-
se erzielen können. Die Erfahrung hat gezeigt, dass es kein allgemein gültiges Konzept gibt und 
wir uns daran anpassen müssen, dass die einzelnen Länder und Regionen unterschiedliche An-
forderungen, Kapazitäten und strategische Ziele haben.  
 

Der weitere Weg 

Wir werden uns um Vereinbarung konkreter Ziele und Prioritäten für unsere Zusammenarbeit in 
der Europäischen Region und um Festlegung klarer Fahrpläne für gemeinsame wie auch einan-
der ergänzende Maßnahmen auf der Grundlage der jährlichen Arbeitsprogramme der beiden 
Organisationen bemühen. 
 
Diese Fahrpläne sollen in einem verbesserten Format unserer regelmäßig stattfindenden Treffen 
hoher Beamter, die stärker maßnahmen- und ergebnisorientiert gestaltet werden sollen, erörtert 
und ihre Einhaltung kontrolliert werden. Wir werden ein Informations- und Austauschpro-
gramm entwickeln, um das Wissen und Verständnis unserer Mitarbeiter in Bezug auf Mandat, 
Aufgaben, Zuständigkeiten, Politik, Sachzwänge und Arbeitsweise der jeweils anderen Organi-
sation zu verbessern.  
 
Insbesondere soll in gegenseitiger Abstimmung auf eine wirksamere Zusammenarbeit mit dem 
Ziel der Entwicklung, Unterstützung und Ergänzung der europäischen Gesundheitspolitik hin-
gewirkt werden. Wir werden im Sinne des Konzeptes „Gesundheit in allen Politikbereichen“ 
auch mit anderen Politikbereichen zusammenarbeiten. Auch auf der Ebene der Länder wird eine 
Verbesserung unserer Zusammenarbeit angestrebt. Wir werden auf engere Kontakte zwischen 
den Vertretungen der Europäischen Kommission und der WHO in den Ländern hinarbeiten, in-
dem wir Informationen austauschen und gemeinsam die Zweckdienlichkeit und Qualität der 
Bewertungen im Gesundheitsbereich verbessern und indem wir gezielte Überzeugungsarbeit 
leisten und Empfehlungen an die Länder aussprechen. 
 
Im Einklang mit unserem gemeinsamen Bekenntnis zu vollständiger Transparenz und Rechen-
schaftsablage beabsichtigen wir, unsere Zusammenarbeit einer operativen und strategischen 
Kontrolle zu unterziehen. Dabei werden wir – gemeinsam anstatt einzeln und parallel zueinan-
der – Erfolge und Misserfolge gezielt analysieren und uns auf gemeinsame Schlüsselindikatoren 
für den Nachweis des Mehrwerts unserer gemeinsamen Arbeit einigen. Die Ergebnisse unserer 
Vereinbarung werden 2013 und dann nochmals 2015 einer Evaluation unterzogen werden. 
 
Im Jahr 2013 werden wir über die Fortschritte hinsichtlich der langfristigen strategischen Vision 
unserer Partnerschaft Bericht erstatten und unsere Akteure und Partner um weitere Anleitungen 
und Empfehlungen bitten. 
 


